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den 24. April 1847. 


des Großherzogthums Polen. 


— —— Di und Verlag der Hof-Buchdeucerel von W. 


Bekanntmachung. 1 

Des Königs Majeſtät haben in Berückſichtigung der dermaligen ungewöhn⸗ 
lichen Theuerung der erſten Lebensbedürfniſſe zu beſtimmen geruht, daß die Er⸗ 
hebung der Mahlſteuer von allen Getreidearten, Körnern und Hülfefrüchten 
bis zum I. Auguſt d. J. ausgeſetzt werden foll. Eben ſo iſt angeordnet worden, 
daß zur Erleichterung der arbeitenden Klaſſe die Klaſſenſteuer der unterſten Stuſe 
(Kopfſteuer) pro Mai, Juni und Juli d. J. erlaſſen werden ſoll. Mit dem 
J. Auguſt d. J. tritt dagegen ebenſowohl die Erhebung der Mahlſteuer als der 
gedachten Klaſſenſteuer wieder ein. f I Tu 

Dieſe neuen Beweiſe der landesväterlichen Fürſorge Sr. Majeſtät werden 
mit dem Bemerken zur allgemeinen Keuntniß gebracht, daß wegen Einſtellung 
der Erhebung der Klaſſenſteuer in der unterſten Stufe von Seiten der Königli⸗ 
chen Regierung an die Behörden fofort das Nöthige erlaſſen werden wird. 

Poſen, den 22. April 1847. x 


Der Ober-Präſident des Großherzogthums Poſen. 
In Vertretung: v. Kries. 


In lan d. 


Berlin, den 22. April. Se. Durchlaucht der General der Infanterie und 
General⸗Gouverneur von Neu⸗Vorpommern, Fürſt zu Putbus, iſt aus Italien 
hier angekommen. — Se. Ercellenz der General der Infanterie und kommandi⸗ 
rende General des Sten Armee-Corps, von Pfuehl, if nach Magdeburg ab⸗ 


gereiſt. 


(Die Noth des Gewerbſtandes gegenüber der Gewerbfreis 
heit.) Das Theoretiſiren über die materiellen Bedürfniſſe der Völker, das ſeit 


dem vorigen Jahrhundert ſo ſehr Mode geworden und ſich von den Kathedern zu 


den Kürften, Staatsmännern und einflußreichſten Klaſſen der Beamten Bahn ge— 


brochen hat, iſt in feiner praktiſchen Anwendung nicht immer mit Erfolgen ges 


krönt worden, die dem rechtlichen Willen der Theoretiker entſprechend geweſen wä— 
ren. Mit dem theoretiſchen Poſtulat der Gewerbefreiheit hat die Schule wenig— 
ſtens einen argen Irrthum begangen und es ſteht zu befürchten, daß fie in andern 
Angelegenheiten dieſer Gattung nicht glücklicher ſein wird. Es will uns dünfen, 
daß die materiellen Intereſſen der Menſchen ſich eben fo wenig aus jireng geſor⸗ 
melten Sazungen conſtruiren laſſen, wie die ſocialgeiſtigen; denn das menſchli⸗ 
che Leben kann zu keiner geſetzlichen Eiſtarrung verdammt ſein ſollen, die ſeinem 
innerſten Weſen und feiner unverkennbaren Veſtimmung ganz entgegen iſt. Alle 
geſellſchaftlichen Zuſtände eines Zeitalters oder eines einzelnen Volkes in einer ge— 
wiſſen Zeit ſind nur als Uebergangsphaſen zum Beſſeren oder Schlechteren 
zu betrachten, je nachdem die verſchiedenen Elemente des ſoeialen Lebens im Gleich— 
gewichte ſind oder nicht. Es hat deshalb jede Erſcheinung in der Geſchichte des 
Menſchengeſchlechts ihre praktiſche Berechtigung, wenn ſie mit unſeren Begriffen 
von geſellſchaftlichen Zuftänden auch noch jo ſehr contraſtirt. Dieſe Verech⸗ 
tigung gebührt auch dem Zunftweſen, aus dem unſer jetziger Gewerbs⸗ 
fand hervorgegangen iſt, und wir müſſen es für einen großen Mißgriff unſerer 
Zeit halten, daß dem Zunftwejen dieſe Berechtigung abgeſprochen worden iſt; 
denn es wäre beſſer geweſen, daſſelbe einer zeitgemäßen Reform zu unterwerfen 
und die Dienſte ſeiner lebenskräftigen Wurzeln in weiterer Fortbildung zu benutzen, 
als an deren Stelle eine Abſtraction zu ſezen, deren Erfolg immer unverbürgt 
war. Es laßt ſich daraus aufs neue die große geſchichtliche Lehre ziehen: „daß 
alle gewaltſamen Sprünge aus einem Zuftande in einen anderen nicht ohne ſchäd⸗ 
liche Rückwirkungen für das Gemeinwesen geſchehen können, und daß der Strom 
ie Fortbildung des Menſchengeſchlechts ſich nicht ohne arge Berwüftungen plötz⸗ 
aus ſeinem Bette drängen läßt. Die Gewerbefreiheit iſt in ihrem P rineip 
ganz gut; ſie iſt aber das Ziel, das immer nur annähernd erreicht werden kann, 
1 ee g. In unſere Zuftände ift die Oewerbefreiheit ganz ohne 
en 8. ermittelung gekommen, weshalb ſie auch viel mehr Schaden 
deſſelb gebracht hat. Sowohl bei dem Gewerbſtande ſelbſt als bei den Kunden 
en ſpricht ſich, wo Gewerbeſteiheit beſteht, die Forderung einer Umgeſtal⸗ 
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tung der geſetzlichen Grundlagen des Gewerbeweſens aus. Man wird auf die 
Forderung hoͤren müſſen, wenn nicht das Kräftige und Gute, was der Gewerb⸗ 
ſtand noch beſitzt und aus der Errungenſchaft früherer Zeit ſtammt, gänzlich zer⸗ 
ſtört werden ſoll. Der Gewerbſtand ſinkt von ſeiner Bedeutung als einem der 
drei rüſtigſten Glieder des Staatsorganismus immer ſichtlicher herab, da die Ge⸗ 
werbefreiheit die Unfähigkeit und das Proletariat — das ihr einen großen Theil 
ſeiner Entſtehung verdankt — emaneipirt hat. Die Abnehmer des Gewerbſtan⸗ 
des ſind aber ebenſalls in hohem Grade benachtheiligt, da die Produkte deſſelben 
ſchlechter und ſomit theurer werden; denn der dem Gewerbeſtande zukommende 
Theil der allgemeinen Nationalrente, der ein beſtimmter iſt, wird mehr und mehr 
auf eine verhältnißmäßig größere Anzahl Theilnehmer vertheilt, denen es zum 
Theil nur in Folge der Gewerbefreiheit möglich wurde, ſich ohne Fähigkeit und 
die nöthigen Mittel zur Ausübung eines Gewerbes, und angelockt durch den beſ⸗ 
ſeren Verdienft und angeſehenere Stellung, die der Gewerbſtand eigentlich genie⸗ 
ßen ſollte, aber immer mehr verliert, in dieſen Stand einzudrängen. Wir kön⸗ 
nen hier nicht auf die einzelnen Gebrechen des Gewerbeweſens und die Mittel zu 
deren Heilung eingehen, ſondern nur die Hauptſache behandeln, die dem Ge⸗ 
werbſtande Noth thut. Dieſe Hauptſache iſt die techniſche und moraliſche 
Tüchtigkeit, denn von ihr hängt die ganze Bedeutung des Gewerbſtandes ab, 
und dieſe Tüchtigkeit muß vorhanden ſein, wenn er den Rang im Staatsleben 
wieder einnehmen ſoll, der ihm immer wird eingeräumt werden müſſen, wenn das 
Gemeinwohl nicht großen Schaden leiden ſoll. Die Tüchtigkeit des Ge⸗ 
werbſtandes wieder zu heben, iſt die Aufgabe des Staates, wenn er das 
Herabkommen deſſelben auch nicht verſchuldet hätte — und dieſe Aufgabe if nur 
dadurch zu löſen, daß er die Gewerbefreiheit beſchränkt, indem er ſolche Anord⸗ 
nungen trifft, daß nur wirklich fähige Individuen in denſelben eintreten 
können. Die Beurtheilung der Tüchtigkeit kann aber nur von dem Gewerb⸗ 
ſtande ſelbſt unter Oberaufſicht des Staats geſchehen, und ſo werden wir wieder 
zu den Wurzeln des Zunftweſens zurückkommen müſſen. 


Berlin den 22. April. In Folge des gegenwärtigen hohen Preisſtandes 
der erſten Lebensbedürfniſſe hatten hier ſchon einigemal Exzeſſe auf den Wochen⸗ 
märkten ſtattgefunden, welche jedoch ohne weitere Störung der öffentlichen Ruhe 
beſeitigt wurden und im Allgemeinen nur auf einen Zanf mit den Verkäufern und 
geringe thärliche Reibungen beſchränkt blieben. Geſtern jedoch begannen auf meh⸗ 
reren Märkten unruhige Auftritte, indem man gegen die Verkäufer von Kartoffeln, 
wegen angeblich zu hoher Forderungen, Thätlicpkeiten unternahm, hin und wieder 
auch den Verſuch machte, ſich der Vorräthe zu bemächtigen. Insbeſondere geſchah 
dies auf dem Gendarmenmarkt, wo die Menge gegen das Haus eines Bäckers, 
welcher einem Kartoffelhändler mit ſeinen Vorräthen Schutz gewährt haben ſollte, 
Thätlichkeiten verübte. Es gelang zwar den Polizei⸗Beamten, das Haus zu 
ſchützen, allein die Volksmaſſe, unter welcher eine überwiegende Zahl muthwilligen 
jungen Geſindels bemerkbar geworden, wuchs dergeſtalt, daß es am Abend nöthig 


wurde, militairiſche Hülfe zur Unterdrückung der beim Eintritt der Dunkelheit 


aufs neue beginnenden Erzeſſe zu requiriren. Eine Abtheilung Kavallerie, ſodann 
auch eine Abtheilung Jufanterie zerſtreute die zuſammengerotteten Haufen, ſo daß 
nach Mitternacht nur noch einzelne Patrouillen zur Ueberwachung der Straßen 
erforderlich waren. Die Tumultuanten haben auf manchen Punkten durch Bes 
schädigung der Fenſterſcheiben und Laternen ihrer Zügelloſigkeit Raum gegeben. — 
(Nach Ausſagen von Reiſenden, welche Berlin am 22ſten Abends 7 Uhr verlaſ⸗ 
ſen haben, waren die Straßen und Platze wieder mit unzähligen Volkshaufen 
angefüllt, doch weitere Exceſſe noch nicht vorgefallen. Das Militair war bereits 
aufmarſchirt, um die Ordnung aufiecht zu erhalten.) f 

Berlin. (Weſtph. M.) Den katholiſchen Diſſidenten iſt ſeitens 
der Behörde geſtattet worden, während der diesjährigen Pfingſtwoche unter dem 
Namen eines Concils hier zuſammenzukommen. 

Man iſt begierig, wie der vereinigte Landtag die Propoſitionen wegen Auf 


0 
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hebung der Mahl- und Schlachtſteuer, Einführung einer Einkommenſtener ꝛe. bes 
handeln wird. — Viele von den Deputirten benutzen ihre Freiſtunden dazu, den 
öffentlichen Verhandlungen des Criminal-Gerichts beizuwohnen. Der Eindruck, 
den fie mitbringen, iſt ſtets ein dem neuen Verfahren ſehr günſtiger. — Der Mi- 
niſter v. Savigny hat ſämmtlichen Deputirten für die Dienſtage Einladungen 
überſchickt. 

Köln. — Die „Köln. Ztg.“ ſchreibt; Der in der zweiten Ausgabe unſeres 
heutigen Blattes nach dem „Rheiniſchen Beobachter“ gegebene Abdruck der Thron⸗ 
rede Sr. Majeſtät des Königs weicht in mehreren Stellen von dem uns nun zu⸗ 
gegangenen Extrablatte der „Allgem. Preuß. Ztg.“ ab. Während die Preußiſche 
Preſſe durch das Reglement des Landtages und durch ſpecielle Cenſur⸗ 
verfügungen ausdrücklich auf die „Allgem. Preuß. Ztg.“ als alleinige Quelle 
für die Berichte über den Vereinigten Landtag verwieſen wurde, muß unverkenn⸗ 
bar unſer begünſtigter Nachbar aus anderer Quelle (vielleicht aus jener, der 
er auch das durch ihn bekannt gewordene Schreiben der Berliner Akademie 
verdankt) haben ſchöpfen dürfen, und unſere geehrten Leſer werden erkennen, daß 
unter dieſen Verhältniſſen dies beſten, ſeit Wochen getroffenen Einrichtungen zur 
ſchleunigſten Mittheilung vereitelt werden mußten. 

Vom Rheine. (K. Z.) — Man bemerkt ſeit einiger Zeit nicht ohne Bes 
fremden, daß die Unterhandlungen, welche zwiſchen dem Miederländiſchen Kabi- 
nette mit Frankreich einerſeits fo lebhaft betrieben wurden, plötzlich in ein Sta— 
dium des Stillſtandes eingetreten ſind. Faſt möchte man dieſes als ein Zeichen 
der Unſchlüſſigkeit Hollands betrachten, daß ſich in dieſem Augenblicke auf einem 
verhaͤngnißvollen Scheidewege befindet, der ihm eine Aenderung feiner bisher bes 
folgten Handelspolitik zur gebieteriſchen Pflicht macht. Selbſt in der Rheinzoll- 
angelegenheit, wo der Niederländiſche Bevollmächtigte ſeit Jahren die Initiative 
ergriffen hatte, um den Anſichten feiner Regierung bei den einzelnen Uferſtaaten 
Eingang zu verſchaffen, entwickelt derſelbe nicht mehr jenes thatkräftige Einſchrei⸗ 
ten, bas man früher von dieſer Seite gewohnt war. Die nächſte Zukunft wird 
lehren, von welcher Bedeutung dieſe auffallende Zurückhaltung iſt. Wir ſelbſt 
können dieſelbe durchaus nicht als etwas Zufälliges betrachten. 

0 ——— — — 
Anusland. 
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München. — Dutch allerhöchſte Verordnung vom 23. Maͤrz d. J, 
die Ablegung der Gelübde in Nonnenklöſtern betreffend, haben 
Se. M. der König zu verfügen geruht, daß 1) vor dem 33ſten Lebensjahre das 
ewige Gelübde nie abgelegt werden kann und ſich hierin genau an die Miniſterial⸗ 
Entſchließungen vom 9. Juli 1834, 7 April 1838, 4. April 1841 und 14. 
April 1844 zu halten iſt; namentlich wird den zu ſolchen Gelübdeablegungen 
jedesmal zu ernennenden Commiſſären auf das ſtrengſte eingeſchärft, Zuwider— 
handlungen jedesmal ſogleich zur Anzeige zu bringen, in welchem Falle ferner auch 
ſolche verbotwidrig abgelegte Gelübde als nicht bindend angeſehen werden. 2) 
Kann die Ablegung der weltlichen wie der geiſtlichen Gelübde nur unter Mitwir⸗ 
tung eines weltlichen Commiſſärs ſtattfinden, welchem das Recht zuſteht, unmit⸗ 
telbar vor der Profeßablegung mit der Nonne allein ohne Beiſein der Geiſtlichkeit 
eine Unterredung zu pflegen, um ſich zu überzeugen, ob nicht Zwang oder Ueber⸗ 
redung mit im Spiele ſei; ſollte der Commiſſär ſich von dem Vorhandenſein 
eines Zwangs oder der Ueberredung überzeugen, ſo ſteht ihm das Recht zu, 
die Gelübdeablegung augenblicklich zu ſuspendiren. 

Offenbach. — Durch die Annäherung mit der Landeskirche diſſentirender 
Proteſtanten an den Deutſch⸗Katholicismus ſcheint die neue Phaſe, in welche der— 
ſelbe bereits ſeit einiger Zeit zu treten begonnen, immer beſtimmter ſich auszuprä⸗ 
gen, man ſcheint mehr und mehr den Standpunkt einer Religionspartei aufgeben 
und das vom ſpeciviſch Kirchlichen entkleidete Prineip der religiöſen Allgemeinheit 
anſtreben zu wollen. Der Uebertritt hieſiger ſogenaunter Lichtfreunde am Oſter⸗ 
ſonntag iſt auch in dieſem Sinne aufgefaßt worden, wie namentlich ein von dem 
Heidelberger deutſch⸗katholiſchen Geiſtlichen Dr. Brugger der hieſigen Gemeinde 
zugegangenes Schreiben bezeugt. 

In Ulm iſt ſeit dem 14. April der Ausbruch der natürlichen Blattern amt: 
lich angezeigt. Die Kranken wurden ſogleich ins Spital gebracht. Auch wurden 
alle Perſonen unter 30 Jahren zu einer abermaligen Impfung aufgefordert. 

Nach der „Mannheimer Abendzeitung“ iſt Hoffmann von Fallersleben ruhig 
in Heidelberg. 

Die Rundſchau ſchreibt: „Am Oſtermontage waren Abgeordnete von zwölf 
Schützengeſellſchaſten in Offenburg verſammelt, um zu einer Organiſation 
des Schütenweſens in Baden den Grund zu legen. Es waren 740 
Schützen in deren Namen und Auftrag verhandelt wurde.“ 

Aus Kaſſel ſchreibt das Frankfurter Journal: „Die von Fulda aus berich⸗ 
tete Verhaftung und Transportirung eines dortigen Soldaten nach Kaſſel ſteht mit 
der Verhaftung ‚nichrerer hieſigen Bürger im Zuſammenhange; dieſelben waren, 
dem Vernehmen nach, wegen Mitwiſſenſchaft in Betreff des unlängſt am Palais 
angehefteten verbrecheriſchen Placats deuuneirt, jedoch nach einigen Tagen wieder 
ſreigelaſſen worden, da fi die Denunclation als grundlos herausgeftellt hatte.“ 
Oeſterrei ch. ’ 

Wien. — Aus guter Quelle kann ich Ihnen verſichern, daß man hier al- 
lerdings daran denkt, in Folge der von Preußen geſchehenen Anregung eine ge⸗ 
wiſſe Aenderung im Cenſurverfahren zu treffen, namentlich in den die Be⸗ 


haben. 


ſchleunigung des Geſchaftsgangs treffenden Hinſichten. Auch find wir überzeugt, 
daß Oeſterreich und Preußen, von der Natur ſelbſt und der Macht der Verhält⸗ 
niſſe zu innigem Bündniſſe angewieſen, ſich jedenfalls, wäre es ſelbſt über diver- 
girende Principien, zu einigen wiſſen werden. Allein die in manchen Zeitungen 
laut gewordene Vermuthung, als dürfte die Preßfreiheit hier eingeführt werden, 
iſt vollkommen grundlos. Daß vielmehr an der definitiven Einrichtung des Gen- 
ſurcollegiums gearbeitet wird, iſt gewiß. A 5 

Die allgemein herrſchende Noth hat nunmehr in Prag den Ausbruch von 
Arbeiterun ruhen veranlaßt. Die zuſan ngerotteten Haufen mußten durch 
Herbeiziehung von Militair auseinandergeſprengt werden. — Mehrere Offiziere 
hatten ſich in den von dem Dichter Gaftelli geſtiſtete Nin gegen Thier— 
quälerei einſchreiben laſſen. Ein hofkriegsrathlicher Befehl hat dieſelben nun⸗ 
mehr augewieſen, ſich augenblicklich von dem Vereine loszuſagen. 

Für Galizien und ſeinen neu hinzugefügten Landestheil erwartet man in 
Kurzem die Veröffentlichung einer neuen Organiſation, wodurch die Verwaltung 
dieſes ausgedehnten Landes erleichtert und feiner Wohlfahrt eine dauernde Grund— 
lage gegeben werden ſoll. — In Krakau hat ſich die öffentliche Stimmung dem 
neuen Zuſtande bereits angeſchloſſen; die dortige altberühmte Univerſität, welche 
vor Kurzem von unſerm ausgezeichneten Endlicher inſpieirt wurde, ſoll eine groß⸗ 
artige Geſtalt erhalten, und andere umfaſſende Einrichtungen ſtehen für dieſe 
Stadt in nächſter Zukunft zu gewärtigen. a 

Fin ec. 

Paris den 18. April. In der geſtrigen Sitzung der Deputirten-Kam⸗ 
mer wurden Berichte über Petitionen erſtattet. Eine Petition verlangt für die 
Familie Napoleon's die Erlaubniß zur Rückkehr nach Frankreich, Wiederherſtellung 
des Bildniſſes des Kaiſers auf dem Kreuz der Ehren-Legion und Zurückgabe des 
Namens Napolebn's an den Hauptort des Departements der Bender. Die Kom⸗ 
miſſion hatte die Tagesordnung über dieſe Petition vorgeſchlagen. Herr La ra⸗ 
bit bekämpft ſie, der Berichterſtatter, Herr von Lee outaulr, vertheidigt aber 
den Kommiſſions Antrag aus ſozialen Rückſichten, obgleich auch er feine Sympa⸗ 
thie für die unglückliche Familie geſteht. Herr Odilon Barrot findet die 
Furch vor den erlangten Maßregeln erbärmlich. Es ſprechen noch der Großſie⸗ 
gelbewahrer, Herr Lherbette und Herr Boulay de la Meurthe. 
Letztere Beide unterſtützten die Petition. Der Großſiegelbewahrer erklart, 
die Regierung ehre das Andenken Napoleon's, habe zahlreiche Beweiſe davon ge— 
geben, aber weiter könne ſie nicht gehen. 

Die Zeitungen beſprechen vorzugsweiſe die Debatte der Deputirten-Kammer 
über die Ausgabe von Banknoten zu 250 oder nur 100 Fr., und das Jour- 
ual des Debats erklärt ſich dabei entſchieden für die von 100 Fr. Mi 

Der Geſetz Entwurf über die Banknoten iſt geftern mit 243 gegen 17 Stim⸗ 
men von der Deputirten⸗Kammer angenommen worden. 

Heute bringen nun auch die hieſigen Franzöſiſchen Blätter die Thronrede Sr. 
Majeſtät des Königs von Preußen. Ihre Bemerkungen dabei gehen größtentheils 
von dem konſtitutionellen Standpunkte Frankreichs aus, doch wird auch von eini⸗ 
gen, wie von der Preſſe und von der Union monarchique, hervorgehoben, 
daß man die Verhältniſſe der Preußiſchen Monarchie nicht von einem ſo ausſchließ⸗ 
lichen Geſichtskreiſe aus zu beurtheilen habe, und der Conſtitutionnel erklärt 
ebenfalls, er wolle nicht auf eine unnütze Kontroverſe eingehen, ſondern er ziehe 
es vor, dem Könige von Preußen und der Preußiſchen Nation auf jedem Schritt 
in der Bahn der Freiheit zu folgen, ihren hochherzigen Geſinnungen Beifall zu 
zollen und ihren Patriotismus zu ehren. 

Aus New-Orleans vom 5. April iſt die Nachricht von einer großen 
Schlacht hier eingegangen, welche zwiſchen Santaua und General Taylor bei Agna 
Renva geliefert und durch welche die Armee der Vereinigten Staaten mit einem 
Verluſt von 2000 Mann zum Rückzug über Saltillo nach dem Paß von Riro- 
nado genöthigt worden. Die Merikaner ſollen aber dabei 4000 Mann verloren 
Die Algieriſchen Zeitungen vom 10. d. beſtätigen die Nachricht vom Erſchei⸗ 
nen Abd el Kader's unter den Ahmianes-Garrabas; es hieß aber, er habe teine 
Fortſchritte im Oſten gemacht und die Generale Gayaignac und Renault marſchir⸗ 
teu eiligſt nach der von dem Emir bedrohten Gegend. Si Achmed Ben Salem, 
einer der Kabylen-Häuptlinge und ehemals Kaliſa Abd el Kader's, jetzt aber in 
freundſchaftlichen Verhältniß mit den Franzoſen, war am 8. zu Algier angelangt 
und vom Marſchall Bugeand, der ſich zwar immer noch unpäßlich, aber doch 


etwas beſſer befindet, im großen Saale des Regierungs-Palaſtes empfangen worden. 


Dem National zufolge, ſchiene es jetzt ausgemacht, daß der Herzog von 
Broglie an die Stelle des Grafen von St. Aulaire als Geſandter nach London 
gehen und die offizielle Nachricht von dem Beſchluß, die Herzogin von Montpen⸗ 
fier ihre Niederkunft zu Neuilly abhalten zu laſſen, mitnehmen würde; da nun die 
Spaniſchen Geſetze einem nicht in Spanien geborenen Prinzen jedes Recht auf die 
Thronfolge in Spanien entzögen, ſo würde jene Anzeige die von Seiten des Eng⸗ 
liſchen Kabinets verlangte Entſagung indirekt in ſich ſchließen. Auch das Jour- 
nal des Débats beſtätigt beute, daß wahrſcheinlich der Herzog von Broglie 
als Franzöſiſcher Geſandte nach London gehen werde, N 5 

Die Seine iſt ſo angeſchwollen, daß die Schifffahrt unterbrochen iſt, alle 
Ausladeplätze in Paris faſt gänzlich unter Waſſer find, und man in Rouen beſorgte, 
der Strom möchte die Quais überfluthen, auf und an denen gerade eine Menge 
von Gütern aufgeſtapelt iſt. tja 

Aus Toulon wird vom 9. April die Ankunft des Schwediſchen Geſchäftsträ⸗ 


\ 
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gers aus Paris und des Schwediſchen General ⸗Konſuls von Marſeille gemeldet, 
welche den Prinzen Ostar begrüßen wollen, der mit einem kleinen Schwediſchen 
Geſchwader in dieſen Tagen dort erwartet wird. ' aolq 

Herr Hamon, Unter Chef des Kabinets des Herrn Guizot, iſt mit dringen- 
den Depeſchen für den Franzöͤſiſchen General-Konſul, in Tanger abgeſchickt worden 
Er begiebt ſich über Madrid, wohin er ebenfalls Depeſchen bringt, nach Cadir, 
wo er ſich nach Tanger einſchiffen wird. a ö 

Vor den Aſſiſen der Seine ſtand vorgeſtern ein Mädchen, das im vorigen Of. 
tober in einem Anfalle von Eiferſucht einem Manne, mit dem fie ſeit vier Jahren 
lebte und der jetzt eine Andere heirathen wollte, einen Stich verſetzt und dann ſich 
ſelbſt zum Fenſter hinaus geſtürzt hatte. Beide ſchwer verwundet, wurden geheilt, 
und da außer dem Verwundeten kein anderer Zeuge auftrat, dieſer aber erklärte, 
daß er ſich nicht mehr der Umſtände erinnere, und wenn er von der Angeklagten 
geſtochen worden wäre, fo müſſe das von ihr in einem Aufalle von Wahnſinn ge 
ſchehen ſein, ſprachen die Geſchworenen das Nichtſchuldig und ſie wurde entlaſſen. 

Das Journal des Débats macht in einem Artikel gegen die Times 
darauf aufmerkſam, daß es in Frankreich keine Entweihung des Sonntags ſei, an 
einem Pferderennen Antheil zu nehmen. N 

Das in Havre eingelaufene Schiff „Narval“, das Monterey in Kalifornien 
am 1. Oktober verlaſſen hat, beſtätigt, daß der Franzöſiſche Konſul daͤſelbſt auf 
Befehl des Ameritaniſchen Commandore verhaftet worden iſt. 


Nach Berichten von der Piemonteſiſchen Grenze iſt der König Karl Albert 
ſehr ernſtlich erkrankt. 


In den letzten Tagen ſind hier vielfache Betrügereien mit falſchen Guineen, 


wende anf galvanische Wege vergoldet waren, begangen worden. 
6 Die, Preſſe iſt außer ſich vor Freuden: Sie hat ein Schreiben aus Peters⸗ 
urg erhalten. „Labondanee des matieres“ nöthigt ſie, es bis morgen zurück⸗ 


auen aber fie theilt jetzt gleich ſchon das Allerwichtigſte mit: daß der Kaiſet 
2 DIEB “ peu pres certain — von Warſchau nach Stuttgart und von da 
nach Paris gehen wird. „Wir brauchen nicht hinzuzufügen, ſagt die „Preſſe“, 


Nie die Grfiheiuung des Ruſſſchen Herrſchers in der Haupkſtadt Fraukteichs unte! 
en gegenwärtigen Umſtänden ein außerordentlich wichtiges Ereigniß ſein würde.“ 
Darin hat die „Preſſe“ Recht, und wir können ihre Mittheilung, zufammenge- 
halten mit dem viel beſprochenen Rentenkauf und der verbürgten Nachricht, daß 
der große Schritt, den Preußen auf der Bahn der repraſentativen Entwickelung 
gethan, in Petersburg einen tieſen Eindruck gemacht hat, wenigſtens nicht für 
geradezu unwahrſcheinlich halten. 
l Spanien. 

„ad rid den 11. April. Das Eco del Comercio enthält ein ſeltſames 
e der we N daß er dem Infanten Don 
Been mit der Schwester des Brafen Caſtellar zu vermählen, aus 
3 ee — N in ſoll, au den König Don Franeisco de Aſis, worin 
90 fordert, den Jutriguen ein Ende zu machen, die auf Erregung von 
- ietracht unter den Mitgliedern der Königlichen Familie abzweckten, und ihm 
en Rath ertheilt, als einziges Mittel gegen dieſe Intriguen, feinem Bruder und 
ſeinem Vater zu vertrauen. 
N Paris den 16. April. 

en von Roſes entfernt li 
nen Sagen ede ga ns 
mit Aufrechthaltung der 


Zu Caſtello de Ampurias, das nur einige Stun⸗ 
„ iſt es zu einem Zuſammentreffen zwiſchen einer fleis 
Truppen⸗Abtheilung gekommen. Die Kolonne, welche 
15 1 SEE Ordnung und Ruhe im Diſtrikte von Billafranca beauf- 
ven eh hat einen Theil der Bande Vida's erreicht und ihr einige Leute verwun⸗ 
. 2 ieſes Diebs⸗ und Raubgeſindel benutzt die herrſchende Anarchie, um unter 
Karliſtiſcher Firma ſein Unweſen zu treiben. Kein Wunder alſo, daß man von 
zahlreichen Mordanfällen und Raubthaten hört. 
Die Karliſten fangen wieder an, ſich des von den päpſtlichen Bullen herſchrei⸗ 
benden Gelpes zu bemächtigen, wie ſie auch immer in den letzten Kriegen gethan 
haben. es Geld oder vielmehr dieſe in Spanien noch beſtehende Abgabe war 
chemals dom Römiſchen Hofe zu Auslöſung gefaugener Chriſten in den Barba— 
seöfen » Staaten beſtimmt; es ſcheint nun, daß die Karliſten der Meinung ſind, 
dieſes Geld für ihre Sache verwenden zu können. N ö 
7 Großbritaunien und Irland. 
8 London den 16 April. Im Unterhauſe wurde geſtern ein Antrag des 
Herrn Hindley auf Niederſetzung einer Kommiſſion zur Unterſuchung der Beſchwer— 
den über Betreibung von gewerblichem Verkehr an den Sonntagen mit 51 gegen 
Summen angenommen. 
Königs dos nden Engliſchen Blätter enthalten die Thronrede Sr. Majeſtät des 
einigten Landiastnen und berichten über die Feierlichkeiten bei Eröffnung des Ver⸗ 
dieſes Greigniſſes Die Times, welche ſchon früher eine richtigere Würdigung 
daſſelbe mit Bon fiat, als andere Engliſche Zeitungen, begrüßen auch jetzt 
kudiger Bewunderung. „Es iſt,“ ſagen fie, „das erſte⸗ 
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desde gef den 24ften April: Letztes Vi li n⸗ 
onzert det Königl. Kammer- Virtuoſen g; nn 
29 nauer. - 1) Ouverture von Mozart 255 
a o aus den Erinnerungen an Afrika 
nn don A. Möfer; b. Schlummerlied des 
a on aus „die Stumme von Portici“; c. 

olero espagnol, vorgeſtagen von Hrn A. Möſer. 


3) Liedesgruß von 


ren Curti und 


aber füllig und reich; ſein Triller der ausgebildetſte, 


immermann, geſungen von 
Herrn Curti. 4) Scene und Final⸗Arie aus „Lu⸗ 
cia di Lammermoot“ (Edgars Tod). Tranfcription 
für Violine, vorgetragen von A. Möſer. 5) Duett 
aus „ Jeſſonda“ von Spohr, geſungen von den Her⸗ 
Fiſcher. 6) Auf Verlangen: Fan- 
taisie brillante über Motive aus dem „Freiſchütz“, 
für Violine, componirt und vorgetragen von Herrn 
A. Möſer. — Vorher: 


mal in der Geſchichte der Menſchheit, daß der unumſchränkte Beherrſcher einer 
großen Nation dem Grundsatz verfaſſungsmäßiger Regierung eine vollkommen freie 
und uneigennützige Huldigung gezollt hat, unter keinem Zwang und keinem An⸗ 
trieb, als dem feiner eigenen hochherzigen Geſinnung, feines Vertrauens zu der 
Mäßigung ſeines Volkes und ſeiner erleuchteten Achtung vor jener öffentlichen Mei⸗ 
nung, die ſich durch alle Schranken der alleinherrſchenden Gewalt unwiderſtehlich 
fühlbar gemacht. Niemand kann auch nur einen Augenblick zweifeln, daß die Be⸗ 
weggründe, welche den König geleitet, ſeinen Thron zur Ehre gereichen, und wir 
vertrauen, daß die Folgen dieſer Maßregeln einen dauernden Ruhm um ſeine Re⸗ 
gierung verbreiten werden.“ Das genannte Blatt läßt eben ſo den „herrlichen 
Geiſt,“ welchen das Preußiſche Volk und ganz Deutſchland ſeit dem Erſcheinen 
des Patents vom 3. Februar gezeigt, Gerechtigkeit widerfahren. „Keine Unge⸗ 
duld,“ ſagt es, „keine Aufregung, kein Mißtrauen hat den Eindruck getrübt, 
den das Königliche Verſprechen zu machen geeignet war; vielmehr zeigt ſich die 
Bereitwilligkeit, den Thron und den wahren Fortſchritt des Staats mit allen 
Kräften zu unterſtützen.“ i 

Durch gefällige Mittheilung von Paſſagieren, ſchreibt die Hamb urg er 
Borſenhalle, welche mit dem am 15. April um 11 Uhr Morgens in Liver⸗ 
pool eingetroffenen Poſtdampfſchiffe „Hibernia“ angekommen ſind, erhalten wir 
Nachrichten aus New-⸗Mork vom 31. März. Sie melden, daß zwiſchen San⸗ 
tana und Taylor am 22. und 23. Februar bei Buena Viſta eine 
Hauptſchlacht ſtattgefunden hat, in welcher der Erſtere eine völlige 
Niederlage erlitt. Die Mexikaner waren 17,000, die Amerikaner 5000 Mann 
ſtark; jene ſollen 2000, nach Einigen 4000, dieſe nur 700 Mann verloren 
haben. — Außerdem war in New-York am 30. März das Gerücht im Umlauf, 
ſowohl Veracruz als San Juan d'ulloa haben ſich den Amerikanern 
ohne Schwertſtreich ergeben. e 

Dagegen wird aus Veracruz vom 20. Februar gemeldet, daß daſelbſt ein 
Amerikauiſcher Parlamentair, Namens Atocha (Spanier und früherer Freund von 
Santana, der auch feiner Zeit mit ihm verbannt ward) angekommen und mit 
ſeinen Depeſchen nach der Hauptſiadt befördert war; man war geſpannt, wie 
ſolche von der Regierung aufgenommen würden, und glaubte, daß Santana's 
Gutachten darüber eingeholt werden würde. In dem Fall, daß die Regierung 
abermals nicht darauf eingehen ſollte, erwartete man demnächſt einen Angriff auf 
Veracruz und war darauf vorbereitet. Vom Kriegsſchauplatz keine neueren Nach⸗ 
ri l ten. 


Mu ſikaliſches. 

Herrn Möſers Anweſenhett verſchafft mir diesmal die angenehme Pflicht, 
ſtatt eines Kritikers das Amt eines Referenten übernehmen zu können, da die 
Kritik mit dem was Herr Möſer leiſtet, längſt einverſtanden iſt. Zagen durfte 
Herr Moſer bei feinem erſten Auftreten wahrlich nicht, ob es ihm auch hier ge⸗ 
lingen werde? — Freundlich empfangen begann er nach einem kurzen Orcheſter⸗ 


tutti, recitativiſch zu ſpielen, nein, nicht zu ſpielen, ſondern zu ſingen, und 


kaum hatte er die wenigen Tacte beenpigt, als ein allgemeiner Beifall als An⸗ 
erkennung ſeiner Kunſt, folgte. Dahin war feine anfängliche Schüchternheit, 
und nun entfaltete er eine Pracht in feinem Spiele, das der getreueſte Abdruck 
feines geiſtigen Lebens und Weſens iſt. Alle die Anforderungen, alle die uner⸗ 
läßlichſten Bedingniſſe, die heutzutage an den Violinvirtuoſen geſtellt werden, 
umgehe ich; nur das erzähle ich, was wir in ſtets abwechſelnden Formen hörten 
und woran ſich des Kenners wie des Laien Ohr ergötzte. Wer mit ſolcher im⸗ 
menſen Schwierigkeit tändelt und ſpielt, als ob's gar nichts wäre, dem muff 
man, glaube ich, es auch vergeben, wenn er bisweilen extravagirend uns erſcheint; 
den Troſt kann ich jedoch mit voller Gewißheit niederſchreiben, Möfer weiß zur 
rechten Zeit auf den glatten Boden der Kunſt zurückzukehren, und das, was 
uns als Einfluß der Fremdländiſchen Schule dünkt, ins gehörige Gleichgewicht 
zu bringen. Aus ſeinen Compoſitionen, wie aus feinem Spiel ſelbſt leuchtet 
die tein ſubjettive Individualität hervor, und ich glaube, wer ihn in ſeinem 
liebenswürdigen Umgange genauer kennt, muß ihn auch als Künſtler ſo wieder⸗ 
finden; beides find unzertrennliche Begriffe. So zeigt er ſich im Konzertſpiel, 
wie im Vortrage des Quartetts, das wir in unnachahmlicher Schönheit und 
Sietät hörten; und alles dieſes obfranzöſiſcher ob deutſcher Schule angehörend, 
ſpielt er mit einer Vollendung, die nur aus dem innigſten Kunſt⸗ 
verſtändniſſe hervor kam. Sein Ton iſt groß, von intenſiver Kraft, dabei 
der ſich denken läßt, ſeine 
Fingerfertigkeit ſtaunenswerth, und doch beim rapideſten Tempo rein und deut⸗ 
lich, ein Vorzug, den auch feine mehrgriffigen Accorde befonders charakteriſtrt, 
ſeine Bogenführung immer edel, ohne geziert zu ſein, in den Arpeggien kräftig 
und doch claſtiſch genug, um ſelbſt im Fortiſſimo nie den Wohlklang zu beein⸗ 
trächtigen. Ich erinnere mich nie ein fo reizendes Decrescendo, ein gleichſam 
dahinſterbendes Piano vernommen zu haben, als von ihm. In ſeinem Canta⸗ 
bite iſt nicht die ſüßliche Empfindelei, jene krankhafte Sentimentalität zu finden, 
die nur überreizte Gemüther zum Mitgefühl auſſtachelt, es iſt der Ausdruck der 
innerſten Empfindung des Mannes. Unkerſtützt wurde der muſtkaliſche Theil 
dieſes Abends durch Fräul. Hölzl und Hrn. Curti, welche das bekannte Duett 
aus „Jeſſonda“ vortrugen, und Letzterer das reizende Lied von Curſchmann mit 
vieler Anerkennung ſang. Kambach. 


Theater; Original-Luſiſpiel in 4 Akten von L. 
Feldmann. (Manuſcr.) 

Sonntag den 25. April. Letzte Vorſtellung des 
Herrn Albert Gebhardt aus Berlin ꝛc. — Op⸗ 
liſches Univerſum der Kunſt, Natur und Willen. 
ſchaft. — Vorher: Geliebt oder todt! Luſtſpiel 
in Akt nach Scribe von L. Deſſoir. Und: Die 
weibliche Schild wache; Vaudeville in 1 Akt 


Ein Mädchen vom von W. Friedrich. 


So eben iſt erſchienen und bei E. S. Mitt⸗ 
ler in Poſen zu haben: 
Die allgemeine ſchriſtliche Kirche, 
oder das 
Princip der Reformation, 
zur Feſtſtellung 
des Begriffs der Evangeliſchen Kirche und ihrer Be⸗ 
ziehung zu Staat und Wiſſenſchaft, 
von 
E. W. Klee, 
Regierungrath und beider Rechte Doctor. 
Preis 1 Rthlr. 25 Sgr. 


Montag den 3ten Mai d. J. Vormittags 
von 9 Uhr und Nachmittags von 3 Uhr ab werden 
im hieſigen Train-Depot (Magazinſtraße No. 7.) 
eine bedeutende Anzahl für den Königlichen Dienſt 
nicht mehr anwendbarer Kumt- und Sielengeſchirre, 
Sättel und ſonſtige Stall-Utezſilien, fo wie auch 
eine v. Barnerſche Feldſchmiede und zwei 6ſpännige 
Fahrzeuge öffentlich meiſtbietend gegen gleich baare 
Bezahlung in Preuß. Courant verauktionirt werden. 

Poſen, den 20. April 1847. 
Königl. Train⸗Depot. 


Bekanntmachung. 
Die ſämmtlichen Mitglieder des Rettungsver⸗ 
eins beider Abtheilungen laden wir zu einer Gene— 
ral⸗Verſammlung und zur Probe mit den Spritzen 
und Rettungs⸗Apparaten auf 

Sonntag den 25ſten April c. früh 6 Uhr 
hiermit ergebenft ein. Verſammlungs⸗Ort if der 
Kanonenplatz. 

Poſen, den 21. April 1847. 

Der Vorſtand des Rettungs-Vereins. 


Bekanntmachung 
Die neue Berliner Hagel-Aſſekuranz⸗ 

Geſellſchaft 
beehrt ſich beim Beginn der Verſicherungs-Periode 
das landwirthſchaftliche Publikum darauf aufmerk— 
ſam zu machen, daß ſie gegen feſte Prämie, wobei 
durchaus keine Nachzahlung ſtattſinden kann, die 
Verſicherung der Feldfrüchte gegen Hagelſchaden 
übernimmt, und den Verluſt durch Hagelſchlag, der 
den bei ihr Verſicherten trifft, gleich nach erfolgter 
Feſiſiellung baar vergütet. 


Der Sicherungsfond, mit welchem die Geſell 


ſchaft in dieſem Jahre für ihre Verbindlichkeiten 
haftet, beſteht aus dem vollſtändigen Stammkapital 
von 500,000 Rthlr., wozu noch die einzunehmenden 
Prämiengelder kommen. 

Im Regierungsbezirke Poſen find bei nachbenann— 
ten Agenten die Höhe der Prämienſätze zu erfahren, 
und die erforderlichen Antragsformulare, fo wie Ber: 
faſſungs⸗Urkunden zu haben. 

In Poſen .. bei Herrn Gebrüder Auerbach, 


„Rogaſen -= Kämmerer Drewitz, 
„Rawitſch.⸗ „ Kreisſecretair Kreidel, 
„Meſeritz „ Landrath von Zychlinski, 
„Frauſtadt⸗ Kreisſecretair Alberti, 
Buk 5 . Callier, 

= Schildberg - „ Bürgermſtr. C. F. Boodſtein, 


Kempen. „ Kübel Pulvermann, 

„ Pleſchen im Landräthlichen Bureau. 
„Schtoda bei Herrn Kreisſecretair Dyminski, 
und durch Herrn Lieutenant Ohle in Görlitz. 
In Liſſa bei Herrn Apotheker Plate, 

„Birnbaum bei Herrn Julius Börner, 

„Wollſtein bei Herrn Buchhändler A. Alexander. 
Berlin, im April 1847. 0 


Direction der neuen Berliner Hagel-Aſ⸗ 


ſekuranz⸗Geſellſchaft. 1 
Die Magdeburger Feuerverſiche— 
rungs⸗Geſellſchaft 


empfiehlt zur Annahme von Verſicherungen gegen 
Feuersgefahr zu ſoliden und feſten Prämien durch 


ihren Haupt⸗Agenten ö 
Herrmann Moritz, 
ER 


SCEEEEEN. ee 
Vom 21ſten d. Mts. ab beginnen die 
Vorträge um 3 Uhr Nachmittags, wovon 88 
wir die geehrten Herren Mitglieder in 5 


Kenntniß ſetzen. A. 
2 ele, d. 


oſen, den 21. April 1847. ? 
"Das Comité des iſraelitiſchen ® 
Handlungsdiener⸗Inſtituts. ® 
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Ein Knabe, der Luft hat, die Konditorei zu er⸗ 
lernen, findet vom Ifien Mai bei mir ein Unter⸗ 
kommen. 

J. Freundt, Wilhelmsplatz No. 16. 


reer 


Auffordernng. 
> Die Debitoren der Mode-Waaren-Hand⸗ 
D lung J M. R. Witkowski Wwe. (Markt 
2 No. 43.), deren Rechnungen älter als vier 
2 
> 


* 


Monate ſind, werden hiermit höflichſt erſucht, 
dieſelben innerhalb vier Wochen zu be⸗ 
richtigen. 

Poſen, den 20. April 1847. 


4 
LANAAAAAAAAAAAAAAANI 


Buchbinder- Calico’S (gepreßte Kattune) 
direkt aus der Fabrik Fiſcher K Bergham in 
Mancheſter bezogen, ſind in großer Auswahl 
und vorzüglicher Güte, bei größerer Abnahme beſon⸗ 
ders ſehr billig zu haben in der Schreibmateria⸗ 

lien-Handlung des 

8 x 4 en 

A. W. Wolffſohn, Markt 62. 


828 8 8 8 8 8 88 


Dias mich in der Nacht vom Sten zum 
gien d. Mts. betroffene Brandunglück hat & 


5 


die Verlegung meiner Wagenfabrit nach & 
No. 7. der großen Gerberſtraße veranlaßt. 85 
Indem ich mich beehre, dies einem ho— ® 
hen Adel und hochgeehrten Publikum ® 
ganz ergebenſt anzuzeigen, bitte ich zugleich, 8 
das mir bisher geſchenkte Vertrauen auch . 
für die Zukunft zu bewahren, wogegen e 
mein eifrigſtes Beſtreben ſtets dahin gerich- & 
tet ſeyn wird, mir die Zufriedenheit der ho— 
hen Herrſchaften in jeder Beziehung zu er⸗ 25 
88 
® 


werben, 
Polen, den 17. April 1847. 
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F. Zimmermann, Wagenfabrikant. 


In dem Hauſe des Schloſſer-Meiſter Schnei⸗ 
der, Hohe Gaſſe No. 4. (St. Martin nahe der Kir⸗ 
che) ifi eine Engliſche Drehrolle aufgefellt 
und gegen ein Honorar zu vermiethen. Dieſelbe iſt 
wegen ihres leichten Ganges und der Bequemlichkeit 
des Lokals beſonders zu empfehlen. 

Auch werden hier dergleichen Rollen zum Verkauf 
neu gebaut und alte reparirt. 


A Büttel⸗ und Gerberſtraßen⸗Ecke No. 12. iſt eine 
Stube in der Bel-Etage nach vorne hinaus ſofort 
zu vermiethen. 


z Zwei vollſtändige gute Vogtländer 
Dazuerreotyp- Apparate find billig 
zu verkaufen; auch find Zuckerprober, Normal- Als 
koholometer und Barometer zu 23 Rilr. wieder fertig 
bei Withelm Bernhardt, 

Optikus in Poſen, Wilhelmsplatz No. 4. 


7 
Eine Wohnun 

von 3 Stuben, Entrée, Küche, 1 7 ift 
in der Vel⸗Etage, hohe Gaſſe No. 4. (St. Martin 
nahe der Kirche, fofort zu vermiethen. 

Auch iſt dafelbft ein gut eingerichteter Stall auf 
4 Pferde abzulaſſen. 3 

Wilhelms⸗Platz No. 4. iſt eine freundliche 
Stube, mit und ohne Möbel, für einen ſoliden 
Herrn zu vermiethen. Näheres in demſelben Hauſe 
beim Optikus Bernhardt. 


Sonntag den 25ften April 1847 


Ich wohne jetzt Neueſtraße No. 5. eine Treppe im 
Haufe des Hrn. Kaufm. Meyer. Dr. Davis ſon. 


Mein ſeit Jahren in Gneſen beſtandenes Putzge⸗ 
ſchäft ſinde ich mich, der Erziehung meiner Söhne 
wegen, veranlaßt, nach Bromberg zu verlegen. 
Das Magazin iſt mit dem neueſten und geſchmack⸗ 
vollſten Damen⸗Putz von der letzten Leipziger 
Meſſe verſehen, vorzüglich ſchön gearbeiteten Capot⸗ 
ten, Häubchen, Strohhüten und dergl. Artikeln. 
Die Preiſe find auf das billigſte berechnet, ſtehen 
jedoch unbedingt fehl. Die Eröffnung meines Ges 
ſchäfts geſchieht am Zten Mai d. J. Burgfiraße 


Putzhandlung von 


18 46 er 
Ober⸗Ungarweine, von den beſten Gebirgen erzeugt, 
und von mir perſönlich auf den geeignetſten Plätzen 
angekauft, fo wie verſchiedene Weine früherer Jahrz 
gänge empfiehlt b i 

J. N. Leitgeber, 


Gerberſtraße Nro. 16. 


Beſten Bleiweiß (Oxyd) in Oel fein gerieben, 
empfiehlt die Gasäther⸗ und Del: Niederlage zu 
Poſen, Schloßſtraße und Markt⸗Ecke No. 84. 

ö Adolph Aſch. 


88 Feine Manilla⸗Cigarren empfing 
und offerirt a 1 Rthlr. 20 Sgr. pro 
16 Kiſte 
die Materialwaaren- und Tabaks⸗Handlung 
von S. Orenſtein, 


der Poſtuhr gegenüber. 


- Einen bedeutenden Transport ſchö⸗ 
ner hochrother neuer Meſſ. Apfelſinen 
und friſche Citronen empfing und empfiehlt ſehr billig 

J. Appel, Wilhelmsſtr. Poſtſeite No. 9. 


Hochrothe ſüße Meſſ. Apfel⸗ 
K finen, das Dutzend 12 Sgr., ſchön⸗ 
fie Meſſ. Citronen, das Hundert 2 Kthlr. 10 
Sgr., beſten fetten ger. Weſer⸗Lachs, ächte Italie⸗ 
niſche Makaroni's in allen Gattungen, beſten Par⸗ 
meſankäſe, große Limb. Sahnkäſe A 6 Sgr. pr. St. 
und große gefunde Ital. Maronen empfiehlt 


J. Ephraim, 
Waſſerſtraße No. 2. 


a T0 
Eine kleine goldne Uhr mit goldenem Zifferblatt, 
Römiſchen Zahlen, an einem blauen Bändchen, iſt 
mir auf der Friedrichsſtraße verloren gegangen. Der 
ehrliche Finder erhält bei Abgabe eine gute Beloh⸗ 
nung bei F. Sturzel, Friedrichsſtr. No. 25. 


Odeum. 


onntag'den 2dflen April c.: 


S 
5 3 

Großes Gung'lſhes Konzert 
im Saale (bei ſchönem Wetter im Garten). 
Anfang 4 Uhr. . 

Entrée an der Kaſſe für Herren 5 Sgr., für 
Damen 2! Sgr. Das Nähere d. d. Anſchlage⸗Zettel. 

Ergebenſte Einladung Bornhagen. 


In der Woche von An bis 22ſten 


Namen wird die Predigt halten: 1 April 1847 nd: 
ar orben: 6 
. . eboren: ge getraut: 
Kirch en. Vormittags. Nachmittags. A Fasc. Weist, ir > 
Knaben.] Mädch. Geicht, Paare: 


Hr. Pred. Friedrich 
Superint. Fiſcher 
= Eonf.-R. Dr. Siedler 

Derfelbe 
- Div.-Pred. Simon 
- Div.-Pred. Niefe 


Evangel. Kreuzkirche. 
den 28. April 

Evangel. Petri-Kirche 
den 28. April 

Garniſon⸗Kirche 
den 28. April 


den 24. April (Abendmahl.) 
Domkirche Prof. Janiſzewski 
Pfarrkirche - Manf. Amman 
St. Adalbert-Kirche ...] = Manf, Prokop 


St. Martin-Kirde. ... Dekan v. Kamiensti| = Det 
Deutſch-Kath. Succurſale — N 
Dominik. Kloſterkirche . — 

Kl der barmh. Schweſt. . | Cler. Meißner. 


an v. Kamienski 


W . . 


Hr. Superint. Fiſcher 
= Pred, Friedrich 


2 3 4 

dl ee FIN. 3 
„Miſſ. Graf 4 Uhr. ; 
Manf.prufinowsti| 2 | : 


e 
W 


* 
— 


111 
1e 


11145182 
111411 


— ER 4 PETE U ———— 


Ei 1 DR. Re 


1 8 
(Hierzu zwei Beilagen.) 


Summa. 1 13 


% 95. Erſte Beilage zur Zeitung für 


* Landtags Angelegenheiten. 


Sitzung des Vereinigten Landtags am 16. April 1847. 


Vereinigte Kurie. 
(Schluß.) N 2 

Abg. v. Auerswald: Zunächſt freue ich mich der Erklärung des Hrn. 
Landtags⸗Kommiſſarius, daß aus den Beſtimmungen des Geſetzes vom 17. 
Januar 1820 nur für die damals vorhanden geweſenen Gläubiger des Staa⸗ 
tes Rechte und Anſprüche erwachſen ſind, jedoch nicht für die zukünftigen 
Gläubiger des Staates. Ich habe hieran zwar nie gezweifelt, da ein Gläu⸗ 
biger, der noch nicht exiſtirt, auch noch keinen Anſpruch haben kann. Es iſt 
aber dieſe Erklärung denjenigen gegenüber wichtig, welche behaupten, daß dies 
Geſetz nur den Gläubigern des Staates, keinesweges aber dem Lande Rechte 
gewähre. Denn da der Theil des Geſetzes, welcher Zuſagen für die Zukunft 
enthält, doch irgend Jemand zu Gute kommen muß, ſo kann derſelbe nach 
Ausſchluß der Gläubiger offenbar ſich nur auf das Land beziehen. 

Wenn ich nun, ein Mitglied der Abtheilung, welche die Adreſſe entwor⸗ 
fen hat, das Wort für dieſelbe ergreife, fo beabſichtige ich nicht, manche ge— 
ſtern und heute bereits ausführlich gepflogenen Erörterungen von neuem auf⸗ 
zunehmen, wenngleich ich diefelben keinesweges, am wenigiten durch die heutige 
Rede des Abgeordneten der Stadt Poſen, für erledigt halte. Ich will mich 
darauf beſchränken, fo kurz als möglich und ohne mich auf jedes Wort und 
die Form der Adreſſe zu verſteigen, für den Theil des Inhalts derſelben zu 
ſprechen, welchen ich für weſentlich und unerläßlich halte. 6 

Angegriffen find bis jetzt meines Ermeſſens vornehmlich drei Punkte des 
Adreß⸗Entwurfs. Einmal die Aufführung ſpezieller Bedenken, ſodann die 
Erwähnung einer ſchmerzlichen Berührung durch die Thronrede Sr. Majeſtät, 
endlich der Ausdruck »zur Wahrung ſtändiſcher Rechte!“ Was nun die Ans 
führung ſpezieller Bedenken betrifft, fo erkenne ich, was ein geehrtes Mitglied 
der Herren⸗Kurie dagegen angeführt hat, in vielem Betracht als richtig an, 
und iſt dies auch in der Abtheilung nicht überſehen. Dieſe jedoch, welche ſich 
ſowohl auf Grund des von dem Abgeordneten Grafen von Schwerin geſtell⸗ 
ten Antrages, als nach eigener Ueberzeugung verpflichtet hielt, die obwalten⸗ 
den Bedenken anzuzeigen, glaubte neue Undeutlichkeiten und Mibverſtändniſſe 
am beſten durch Spezialiſtrung weniger und faſt allgemein getheilter Veden⸗ 
ken zu verhüten. Ich meinerſeits bin bereit, mich jedem anderen Wege zur 
Erreichung dieſes Zweckes anzuſchließen, glaube auch, daß derſelbe zu finden 
iſt, wenn das von dem Mitgliede der Herren-Kurie beantragte Amendement 
verändert oder anders, als beantragt, eingeſchaltet wird. Nach dem vorlie⸗ 
genden Antrage halte ich es nicht zureichend, denn es iſt nichts mehr und 
nichts minder als eine allerdings offene Ankündigung der zu erwartenden Pe 
tionen: Darum aber handelt es ſich bei mir nicht, ſondern es liegt mir 
daran, offen und ehrerbietig auszuſprechen, wie ich mein Gewiſſen beſchwert 
fühle dadurch, daß ich in Vorausſetzung einer Uebereinſtimmung von Geſetzen 
handeln, mit bewußter Theilnahme meine Mitwirkung eintreten laſſen ſoll, 
während ich jene Uebereinfiimmung nicht zu erkennen vermag. Es handelt 
ſich bei mir nicht um das Mehr oder Minder des Gewährien, nicht um die 
‚größere oder geringere Zweckmäßigkeit und Nützlichkeit der getroffenen Ein⸗ 
richtungen, es handelt ſich bei mir um ernſte Bedenken meines Gewiſſens, 
welche ich nur aufgeben kann, wenn ich die Ueberzeugung gewonnen habe, 
daß fie unbegründet oder erledigt find und dadurch die Lebensbedingung mei 
m ne in allen Fällen, wo dieſe Bedenken obwalten, wiederherge— 

ellt iſt. 

Indem ich mir vorbehalte, in dieſem Sinne eine Vervollſtändigung des 
Amendements vorzuſchlagen, gehe ich zu der zweiten angegriffenen Stelle der 
Adreſſe über. 

Ein geehrter Redner der Herren-Kurie hat in lebendigen und beredten 
Worten hervorgehoben, daß die Erwähnung einer ſchmerzlichen Berührung 
das Gefühl verletzt habe. Nach der ihm, wie es mir ſchien, zu Theil gewor- 
denen Zuſtimmung der hohen Verſammlung glaube auch ich dieſe Erwähnung 
für beſeitigt halten zu dürfen. Damit aber diejenigen, welche dieſen Aus⸗ 
druck wählten, nicht verkannt werden, muß ich dem geehrten Redner bemerk⸗ 
lich machen, daß die von ihm vorgeſchlagene Aenderung wohl einen anderen, 
aber ſicherlich keinen ſtärkeren Ausdruck des Vertrauens enthält, als die Worte 
er Adreſſe. 

Herr Marſchall! ich begebe mich bei ſolchen Verhandlungen uicht gern 
in das Reich des Gefühles, wenn ich aber diesmal dem geehrten Redner da⸗ 
hin folgen muß, fo appellire ich, fatt anderen Veweiſes, an das Gefühl eines 


Jeden, der in ſeinem Leben wahren Schmerz empfunden hat, und frage, ob. 


und welches Vertrauen dazu gehört, denſelben auszuſprechen? 

Was nun endlich das in der niederzulegenden ehrfurchtsvollen Erklärung 
angegriffene Wort »Wahrung« betrifft, fo muß ich aufrichtig bekennen, daß 
es mir bei allem Nachdenken nicht gelungen if, irgend etwas Bedenkliches in 
demſelben zu entdecken. Ich enthalte mich jeder näheren Erörterung und 
bitte nur, der Stelle der Thronrede Sr. Majeſtät zu gedenken, in welcher 
wir ausdrücklich Vertreter und Wahrer unſerer Rechte genannt werden. 


Kun denn, ein Wahrer feines Rechts, ein folder, den fein König ſelbſt da- 


für erkennt, wird ſich wohl unbedenklich des Wortes »Wahrung« bedienen dürfen. 
— den hier angedeuteten Geſichtspunkten ausgehend, trage ich nun⸗ 
daß d ol eine Bervollftändigung. des eingebrachten Amendements dahin an, 
daſſelbe nicht eingeſchaltet werde zwiſchen denjenigen Stellen, welche dazu 
bezeichnet ſind, ſondern erſt nach dem Satze des Adreß-Entwurfs, welcher heißt: 
2 »Nachdem Ew. Königliche Majeſtät den in dem Geſetze vom 5 Juni 
1823 ausgedrückten Vorbehalt verwirklicht und der Verſammlung, welche in 
jenem Geſetze eine allgemeine ſtändiſche, in demjenigen vom 17. Januar 1820 
eine reichsſtändiſche Verſammlung genannt wird, den Namen des Vereinigten 
Landtags beigelegt haben, ſind dadurch dem letzteren die in den angeführten 
und in früheren Geſetzen begründeten Rechte erworben; und vor dem Satze, 
welcher lautet: 1 
»Gehorſam dem Rufe Ew. Majeſtät und im Begriff, unſere Wirkſam⸗ 
keit zu beginnen, fühlen wir uns in unſerem Gewiſſen gedrungen, zur Wah⸗ 
rung der ſtändiſchen Rechte die gegenwärtige ehrfurchtsvolle Erklärung am 
Throne niederzulegen. 


‚ 


das Großherzogthum Poſen. 


den 24. April 1847. 


Die Hinzufügung dieſer beiden Stellen des Adreß-Entwurfes halte ich 
für eben ſo nothwendig als unbedenklich. Was die erſte Stelle anbetrifft, 
10 enthält ſie eigentlich erſt die Vervollſtändigung des vorher ausgeſprochenen 
tiefen und ehrerbietigen Dankes; ſie ſpricht es aus, was wir dem freien Kö⸗ 
niglichen Entſchluſſe Sr. Majeſtät zu danken haben, und, meine Herren, 
wofür, nach den Worten des Dichters, »wir uns halten im eigenen Herzen.“ 

Herr Marſchall! ich möchte ſo gern deutlich bezeichnen, was mich bewegt 
und an dieſem Antrage feſthalten läßt. Geſtatten Ew. Durchlaucht, daß ich 
es mit den Worten eines beſſeren Mannes, als ich, thue, welcher dem mäch⸗ 
tigſten Monarchen ſeiner Zeit, dem Monarchen, welcher ſagte, »der Staat, 
das bin ich,« ſchrieb: „Dem Könige die Wahrheit nicht im ganzen Umfange 
ſagen, heißt an ihm ſelber einen Verrath begehen.“ Ich weiß wohl, daß das 
Wort, das vor dem Könige ertönt, den Eifer für ſeine Ehre, die Sanftheit 
und die Ehrfurcht nicht verleugnen dürfe, aber ich weiß auch: — man möge 
es machen, wie man es wolle, am Ende muß man ihm doch die Wahrheit 
ſagen. 6 

Graf von Arnim: Ich erlaube mir vor dem Eingange in die Sache 
auf einen indirekten Vorwurf über die Form zu antworten, der mir von 
einem geehrten Redner gemacht worden iſt. Er betrifft die Einmiſchung der 
Perſon Sr. Majeſtät des Königs in die Debatte. Ich hoffe zunächſt, daß 
die Verſammlung mir das Zeugniß geben wird, daß ich bei Nennung des 
Königlichen Namens die Ehrfurcht vor unſerem Könige nicht verletzt habe, 
und ich hoffe und weiß im voraus, daß, wenn dieſer Name hier genannt 
wird, nur dieſelbe Ehrfurcht für ihn in uns Allen leben werde; deshalb ha⸗ 
ben wir nicht zu ſcheuen, ihn zu nennen. Mag die Verfaſſung anderer Län⸗ 
der die Miniſter zwiſchen König und Volk ſtellen. Nach unſerer Verfaſſung 
ſteht nichts zwiſchen dem Könige und ſeinem Volke, aber die Mittler zwiſchen 
Beiden find die Stände. Wenn mir aber dieſer Vorwurf gemacht wird, fo 
frage ich, weshalb denn die Kommiſſton in ihrem Adreß-Entwurf die Worte 
der Thron-Rede zum Gegenſtande ihrer Beleuchtung machte und die Gefühle 
ſchildert, die ſie hervorgebracht hat. Iſt dies nicht ein Hineinziehen des Kö⸗ 
nigs in die Debatte? Wäre es denkbar, daß über dieſen Paſſus der Adreſſe 
debattirt würde, ohne die Perſon Sr. Majeſtät des Königs zu berühren. — 
Jener Vorwurf alſo, glaube ich, trifft mich nicht. — Derſelbe Redner fürch⸗ 
tet ferner den Vorwurf feines Gewiſſens, wenn er nicht alle Verwahrungen 
niederlegt, die in dem Entwurf enthalten ſind, er fürchtet ſpätere Vorwürfe 
über vergebene Rechte. Wird er aber auch gegen die Vorwürfe geſichert ſein, 
wenn er, um ängſtlich die Rechte zu verklauſuliren, Zwieſpalt erregt hat 
zwiſchen König und Volk, zwiſchen König und Ständen, wenn er im erſten 
Augenblick unſerer Wirkſamkeit die Harmonie, die er wünſcht, trübt? Gerade 
von jener Seite iſt geſagt worden, daß es weſentlich darauf ankommt, ſtän⸗ 
diſche Rechte zu wahren und die Stärke ihrer Entwickelung zu fördern. Ich 
frage diejenigen, die vielleicht in dem Begehren und in dem Wunſche ihrer 
groptmöglichtien Ausdehnung am weiteſten gehen, ob ſie ihrer Sache einen 
Dienſt thun, wenn ſie bei dem erſten Schritt, den Preußens Stände thun, 
indem ſte ihre Gefühle ihrem Könige ſagen, irgendwie die Einheit und den 
guten Einklang in Frage ſtellen. Ich citire hier nicht gern Schriften und 
Autoritäten außer der Verſammlung; aber ich beziehe mich doch auf einen 
Schriftſteller, der in conſtitutionellen Ländern einen gewiſſen Klang bet, d 
der ſagt: Ein Schritt, den Preußen als ein großer Staat auf der conſtitu⸗ 
tionellen Bahn thut, der wiegt mehr, als zehn Schritte, die kleine Staaten 
thun. Alſo diefen einen Schritt wollen wir ja feſthalten, und glauben denn 
diejenigen, die ſich ängſtlich an Worte früherer Geſetze anklammern, daß ſie 
dieſen Schritt fördern, Muth und Freudigkeit bringen, wenn fie ihm entge⸗ 
gentreten mit achtungswerther, aber mit allzu peinlicher Gewiſſenhaftigkeit? 
Derſelbe Redner hat gejagt: er wolle um den König ſtehen, wenn es gelte, 
durch Kriegführung das Land zu vertheidigen. Nun, meine Herren, das 
wollen wir Alle, darüber iſt nur Eine Stimme. Die Frage iſt aber: Iſt es 
verboten, iſt es in einer ſolchen Rückſicht nicht gut, den Weg zu bezeichnen, 
um dem König die Mittel zu geben, wenn er uns nicht rufen kann? Ich 
wünſche von Herzen, daß, wenn ein Gewitter am politiſchen Horizont herauf⸗ 
zieht, Se. Majeſtat dann auch die Möglichkeit habe, alle feine Stände um 
ſich zu berufen, und ich bin überzeugt, dies würde einen Eindruck machen, 
gleich einer Schlacht, die gewonnen iſt. Aber ich finde in der Vorausſicht 
des Falles, daß die Einberufung Aller nicht möglich, keinen Angriff auf un⸗ 
ſere Rechte, deſſen Zurückweiſung ich für nöthig halte. Der geehrte Redner, 
den ich öfter erwähnt habe, ſagt, er halte ſich verpflichtet, Erklärungen zu 
geben, daß er in gewiſſen Dingen nicht mitwirken könnte. Ich achte ſeine 
Anſicht, ich frage ihn aber: Iſt dieſe Erklärung hier nicht zu früh? Will 
fi der Redner ſchon jetzt fein Votum vergeben, will er feine Anſicht derje⸗ 
nigen Leitung entziehen, die durch gründliche Debatte ſich bei uns erſt heraus⸗ 
ſtellen kann? Ich bin der Meinung, man halte ſein Votum frei bis zum 
Tage der Abſtimmung. Ich wenigſtens thue dies, ich erkläre frei, was meine 
Anſicht jetzt iſt, wenn es nöthig; aber ich werde abwarten, ob mich die Ver⸗ 
ſammlung ſpäter anders belehrt, und dann werde ich mein Gewiſſen zu Rathe 
ziehen und meine Stimme geben nach meinem Gewiſſen. Deshalb ſage ich, 
daß jene Erklärung zu früh abgegeben iſt. Wer da ſagt: Ich kann den 
Ausſchuß nicht vertreten, der mag Recht haben in ſeinem Sinne; er ſoll ſich 
aber nicht der Verathung entziehen, denn durch dieſelbe wird ſich erſt zeigen, 
was die wahre Anſicht iſt, indem ſie durch die Läuterung des Landtags ge⸗ 
gangen. Ob, wie der Redner es wünſcht, die Verhandlungen der Regie⸗ 
rung mit den Ständen harmoniſcher fein werden nach dem Amendement, wie 
ich es proponirt, oder nach dem Adreß-Entwurf, wie die Kommiffton ihn 
vorgeſchlagen, darüber mag die Verſammlung entfheiden. Der Redner hat 
auch verlangt, dem Könige ſolle die Wahrheit nicht verſchwiegen werden, er 
hat auch verlangt, es ſollen keine ſtändiſchen Rechte vergeben werden; ich 
glaube, hierin tritt ihm Jeder bei. Die Frage iſt aber: wird denn durch das 
Amendement die Wahrheit nicht geſagt? werden denn ſtändiſche Rechte ver⸗ 
geben? Ich überlaſſe dies wiederum lediglich Ihrer Entſcheidung. Auf die 
Perſon iſt kein Gewicht zu legen; aber bei der Deutung des Sinnes eines 
Vorſchlags kann man einigermaßen daraus ſchließen, wenn man die Perfon 
anficht. Deshalb frage ich den Redner, ob er denn glaubt, daß ich nicht 


geſonnen bin, dem Könige die Wahrheit zu ſagen, ob ich mich fo gezeigt 
habe, daß ich zu leicht umginge mit ſtändiſchen Rechten? Das ſei meine ein⸗ 
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zige Antwort auf die geſtellte Frage: ob wir hier Wahrheit fagen, ob wir 
ſtändiſche Rechte vergeben ſollen. Ein anderer Redner hat, wenn ich nicht 
irre, geſagt: es müfle der Satz in die Adreſſe aufgenommen fein, daß der 
Landtag die Rechte der älteren ſtändiſchen Geſetze und des Staatsfhulden- 
Geſetzes von 1820 als erworben betrachtet. Gegen den Sinn dieſes Satzes 
an ſich kann, wenn ich ihn richtig faſſe, nicht wohl ein Einwand gemacht 
werden. Ich habe in dem Satz nichts Tiefes, überhaupt nichts Weſentliches 
geſucht, noch gefunden; aber ich habe mich aus zwei Gründen gegen den Aus⸗ 
ſpruch deſſelben beſtimmen laſſen, weil er mir, ſeiner ganzen Faſſung nach, 


etwas zu enthalten ſchien, was mir nicht in der edlen Stellung zwiſchen Kö⸗ 


nig und Ständen zu liegen ſcheint, ſich gewiſſermaßen zu ſichern und das, 
was freigegeben iſt, an ſich zu ziehen und auf dieſe Weiſe feſtzuhalten. Ich 
bin überzeugt, daß dies nicht die Abſicht der Verfaſſer geweſen; aber dies 
Gefühl hat er mir gemacht. Deshalb würde ich mich aus ſolchen formellen 
Gründen mit der Acceptation, die für Privatverhältniſſe nöthig ſein mag, 
nicht recht befreunden können, aber ich halte auch den Satz in der Sache 
nicht für konſequent, nicht für logiſch richtig, nicht für aus dem Rechtsſtand⸗ 
punkt zu rechtfertigen. Ich glaube, gerade aus dem juriſtiſchen Standpunkt 
wird Jeder in dem ganzen Adreß-Entwurfe der Kommiſſion finden, fie accep⸗ 
tire einen Theil, den anderen nicht; und es iſt eine alte Rechtsregel, daß 
man entweder die Sache gafz oder gar nicht acceptiren muß, wenn man ſich 
über die Acceptation erklärt und ſie Wirkung haben ſoll. Deshalb ſteht die— 
ſer Satz den folgenden des Adreß-Entwurfs entgegen. Eben deshalb habe ich 
auch den Punkt der Acceptation bei meinem Vorſchlage ausgelaſſen, weil die— 
fer es freiläßt, die Bedenken zu erörtern, die erhoben werden könnten; wäh⸗ 
rend, wenn ſie hier entſchieden aufgeſtellt wären, die Acceptation des übrigen 
Theils eine wirkungsloſe wäre. Ich appellire an alle diejenigen, die dem 


Richterſtand angehören, ob dieſe einfache Ausführung nicht juriſtiſch richtig iſt. 


Das Amendement], ift geſagt worden, erkennt nicht genug an, daß wir 
Rechte haben, die Adreſſe erkennt dies an. Ja, wenn die Adreſſe nichts weis 
ter thäte, als zu ſagen, daß wir gewiſſe Rechte haben, daß alſo das und das 
in dem Geſetz vom öten Juni 1823 ſtehe, fo wäre darin nichts Unrichti⸗ 
ges, nichts Vorgreifendes, ſie würde dann nur etwas Unnützes ſagen. Aber 
ich habe geſtern ſchon ausgeführt, die Adreſſe ſagt nicht bloß: gewiſſeſgdechte find 
geſchrieben im Geſetz, ſondern ſie folgert Rechte aus dem Geſetz, und das 
iſt etwas, was für die Adreſſe zu weit geht. Die Folgerung der Rechte wird 
Gegenſtand der Berathung ſein. Ein anderer Redner hat ausgeführt, daß 
die Aenderung der Verfaſſung höchſt bedenklich ſei, wenn fie nur von Räthen 
der Krone begutachtet wäre. Für unſere Zukunft ſcheint mir in dieſer Be⸗ 
hauptung kein Grund zur Beſorgniß liegen. Denn während das Geſetz vom 
Jahre 1823 den einzigen Punkt, wie die Reichsſtände aus den Provinzial⸗ 
Ständen hervorgehen ſollen, der landesväterlichen Fürſorge vorbehält, ſo iſt, 
nachdem der König hierüber entſchieden hat, nach den Worten des Geſetzes 
vom 3. Februar keine Veränderung der ſtändiſchen Verfaſſung mehr möglich, 
als mit dem Beirath der Stände. Der Fall kann alſo nicht mehr vorkom⸗ 
men, daß ohne Beirath der Stände Aenderungen hervorgehen können, und 
noch mehr, gerade für dieſen Zweck iſt unter allen Umſtänden der Beirath 
des ganzen Vereinigten Landtags in Anſpruch genommen und als Bedingung 
geſtellt. Ob wir bei denjenigen Umwandlungen, die die ſtändiſche Verfaſſung 
im Laue be Zeit erfahren könnte, von Vertrauen beſeelt fein wollen oder 
nicht, darauf ſage ich nur, hat die Verſammlung bereits entſchieden, als ein 
Redner das Wort »Vertrauen« auf die Regierung in Zweifel zog. Ich halte 
es für höchſt bedenklich, ſein eigenes Vertrauen zur Anſicht des Landtags zu 
machen. Die Kreife, in denen ſich der Einzelne bewegt, und wären fie noch 
fo weit, find immer noch viel zu klein, um hier einen Ausſpruch darüber zu fäl- 
len, was 16 Millionen über dieſes Vertrauen denken, und ſo Gott will, werden 
dieſe 16 Mill. in ungeheuerer Majorität das Vertrauen bewahren, welches auch 
wir uns nicht wollen erſchüttern laſſen. (Bravo.) Man ſagt, in dem Amen⸗ 
dement liege nichts als eine Ankündigung von Petitionen. Es ſei mir erlaubt, 
einen Augenblick auf das Wort: Petition, einzugehen. Heißt das: es iſt im 
Amendement nichts weiter enthalten, als die Möglichkeit von Bitten? Ich 
ſage nein; denn unſer ſtändiſches Geſetz kennt Bitten und Beſchwerden. Ich 
zeige hier ganz deutlich, daß ich in meinem Amendement der Beurtheilung 
des Landtags frei laſſe, von ſeinen ſtändiſchen Rechten im vollſten Umfange 
Gebrauch zu machen, und findet der Landtag in feiner Majorität einen Grund, 
Se. Majeſtät den König aufmerkſam zu machen, daß hier oder dort ein Ge— 
ſetz wirklich nicht vollſtändig erfüllt, hier oder dort ein Recht verkümmert oder 
verengt ſei, fo mag man dies eine Petition nennen, darum verliert fie nach 
jener ſtändiſchen Bedeutung des Worts, welches Bitte und Beſchwerde in ſich 
ſchließt, nicht an ihrem Gewicht. Ich bin überzeugt, daß eine ſolche Ausfüh- 
rung, wenn ſie das Königl. Rechtsgefühl anſpricht, den Weg zur Abhülfe 
anbahnen wird, aber nöthig dazu iſt zweierlei. Man hat nämlich einge 
wendet: es ſei zu ſchwach, zu ſagen: „ſollte der Landtag die Ueberzeugung 
gewinnen, daß Mangel an Uebereinſtimmung zwiſchen den älteren und neue⸗ 
ren Geſetzen vorhanden ſei, und ſollte der König dieſe Ueberzeugung theilen, 
ſo werde er unfehlbar die Wege zur Ausgleichung finden.“ Sagt man: dies 


ſei zu ſchwach und nicht deutlich genug, nun ſo frage ich: welcher andere 


Weg iſt denn denkbar, um die Abhülfe zu finden? Es muß doch zweierlei 
vorangehen, 1) daß der Landtag die Aenderung eines Punktes als wünſchens— 
werth ertenne und entweder Se. Majeſtät darum bitte oder ſich überzeuge, 
daß in dieſem oder jenem Punkt ein Recht gekränkt ſei, und dies vorſtelle, 
dann 2) daß der König ſich davon überzeuge. Denn iſt es nicht nöthig, 
daß ſich der König von dem überzeuge, was als Punkt des Gravamens hin⸗ 
geſtellt wird, um von ihm zu verlangen, daß Er auf Wege zur Abhülfe 
denke? Ich glaube alſo, im Amendement liegt nichts weiter, als logiſche 
Entwickelung deſſen, was ſich als nöthig und richtig Jedem darſtellt. Der 
letzte Redner ſagte, daß feine Bedenken, die er in feinem ſländiſchen Gewiſſen 
habe, ihn in die Lage ſetzen, nicht eher zu weichen, bis er die Ueberzeugung 
habe, daß den ſtändiſchen Rechten nicht zu nahe getreten ſei. Will er denn 
aber feine Meinung als unumſtößlich hinſtellen und ſich nicht zuvor der wei- 
teren Verhandlung hingeben, um jene Ueberzeugung dadurch vielleicht zu ge— 
winnen? Erkennen wir denn nicht, daß wir ſonſt im voraus etwas auf⸗ 
geben, von dem wir wünſchen, daß es moglich ſei? Zum Schluß noch eine 
Bitte. Ich gebe zu, daß Ihnen ein Wort von einem Anderen beſſer vor- 
geſchlagen werden könnte, als von mir, aber markten wir nicht in 


dieſem Augenblick um ein armfeliges Wort. 
noch nicht Großes erbaut, ſondern nur der wahre Sinn, 
aber es hat ſchon oft in der Weltgeſchichte Großes 
Als am Jahrestage des neuen Patents, am 3. Februar 1813, der hochſelige 

König den Aufruf an ſein Volk erließ, da hat jenes Wort freilich Großes 

erbaut, und warum? Weil hinter ihm der Sinn lag eines Königs und gan⸗ 

zen Volkes. Aber iſt es nicht oft genug ein einziges Wort geweſen, das 

Zwieſpalt erregt hat zwiſchen einzelnen Perſonen, zwiſchen einzelnen Schichten 

der Geſellſchaft, zwiſchen ganzen Völkern, zwiſchen Königen und Völkern, 

und find nicht Ströme des Blutes darüber geſloſſen? Gott ſei Dank! von 

ſolchen Verhältniſſen und Worten ſind wir fern, aber wir ſind nicht fern, daß 

die Einigkeit getrübt werden könnte zwiſchen König und Volk, wenn wir 

das erſte Wort nicht wägen. Ob noch ein Wort in die Adreſſe hineinkommt 

oder herausbleibt, darum werden unſere Rechte nicht vergeben. Ein Wort 

kann nichts rauben. Darum geht meine dringende Bitte dahin, es mögen die, 
welche in dieſer Weiſe denken, ſich für das Amendement ausſprechen und, wie 

von einem Redner bereits geſagt iſt, gern und willig ihre eigenen Anſichten 

den allgemeinen unterordnen. Ich bitte, beſtehen Sie nicht auf dieſes oder 

jenes einzelne Wort. Laſſen Sie uns um deswillen nicht eine Adreſſe an 

Se. Majeftät den König richten, die den Landtag in zwei Lager ſpaltet. 

Seien wir hierin einig, und dieſe Einigkeit wird länger leben in den Annalen 

der Geſchichte, als jenes einzelne Wort! 

Abg. v. Bederath: Es ſei mir zunächſt erlaubt, auf ein Mißverſtänd⸗ 
niß aufmerkſam zu machen, wel res geftern bei Erörterung des Entwurfs von 
einer Seite her ſich ergeben hat. Mehrere Redner haben eine Stelle in der 
Adreſſe ſo genommen, als drücke dieſelbe aus „daß nunmehr, nach Errichtung 
des Vereinigten Landtages, von Seiten der Krone den Provinzial-Ständen 
keine allgemeinen Geſetz-Entwürfe mehr vorgelegt werden können. Das ift 
aber nicht in der Adreſſe enthalten. Es heißt vielmehr darin, daß, nachdem 
nunmehr ein allgemein-ſtändiſches Organ, wie es in der früheren Geſetzge⸗ 
bung vorgeſehen war, geſchaffen iſt, der Beirath dieſes Organs zu allgemei⸗ 
nen Gefeg-Entwürfen nicht mehr durch das Gutachten der Provinzial⸗Stände 
erfegt werden kann. Keinesweges aber lag es in der Abſicht, auszusprechen, 
daß irgend ein Hinderniß der Krone entgegenſteht, wenn ſie für angemeſſen 
erachtet, neben dem Beirath der Reichsſtände das Gutachten einzelner Pro⸗ 
vinzial⸗-Stände einzuholen. Bei dieſer Gelegenheit und in Beziehung auf den 
Vortrag, den die Verſammlung von einem Mitgliede aus Poſen vernommen 
hat, möge es mir geſtattet ſein, einige Worte über den Begriff und das We— 
ſen einer allgemeinen Stände-Verſammlung zu ſagen. Dieſes Weſen kann 
nur auf dem Rechtskreiſe beruhen, der einer ſolchen Verſammlung zuſteht, 
und ein Haupt⸗Beſtandtheil dieſes Rechtskreiſes iſt das Recht, die Geſetz⸗Ent⸗ 
würfe, die den ganzen Staat betreffen, zu berathen. Findet dieſe Mitbera⸗ 
thung in einzelnen Fällen ſtatt, im anderen nicht, fo iſt kein Recht der Mit: 
berathung vorhanden. Diejenige Verſammlung, die nicht das Recht hat, 
alle Geſetze, die den Staat im Allgemeinen betreffen, zu berathen, würde 
keine allgemeine ſtändiſche, würde keine reichsſtändiſche Verſammlung ſein; 
ſie würde nur eine Verſammlung von einzelnen Eingeſeſſenen des Landes ſein 
deren Rath die Krone entgegennimmt. Das iſt ſtets feſtzuhalten, wenn es 
ſich um eine reichsſtändiſche Verſammlung handelt. Von demſelben Stand- 
punkte aus widerlegt ſich ein anderer Einwurf. Es wurde getadelt, daß aus⸗ 
geſprochen iſt, der Vereinigte Landtag könne in ſeinen reichsſtändiſchen Func⸗ 
tionen von anderen Körperſchaften nicht rechtsgültig vertreten werden; man 
bemerkt, dies gehe zu weit, indem ja wohl Verhältniſſe eintreten könnten, 
die es dem Vereinigten Landtage genehm machten, in gewiſſen Functionen 
durch eine andere ſtändiſche Körperſchaft ſich vertreten zu laſſen. Dies wird 
keinesweges durch den Paſſus der Adreſſe ausgeſchloſſen. Wenn wir feſthal⸗ 
ten, daß die reichsſtändiſche Verſammlung em felbfiftändiger Körper iſt, fo 
liegt darin ſchon implicite, daß ihr nichts entgegenſteht, ſich in Folge eigenen 
Beſchluſſes vertreten zu laſſen, das heißt, auf Grund ihrer Zuſtimmung zu 
einer desfallſigen Propofition der Krone durch eine andere ſtändiſche Körper⸗ 
ſchaft vertreten zu werden. Bei der Ausführlichkeit, mit welcher die Debatte 
geführt wurde, mag mir wohl die dem Referenten ſonſt obliegende Pflicht er= 
laſſen werden, einen Ueberblick der ganzen Verhandlung zu geben. Nur ei— 
nige Punkte muß ich noch berühren i w 

Es ift von dem geehrten Mitgliede des Herrenſtandes, welches das Amen⸗ 
dement geſtellt hat, geſagt worden, daß der Entwurf der Kommiſſton die 
Krone in die Alternative ſetze, entweder ſofort den Ständen Recht zu geben 
oder ihnen daſſelbe abzuſprechen. Ich glaube, daß dieſes eine irrige Auffaſ⸗ 
ſung iſt. Ich halte es im Gegentheil für einen der weſentlichſten Vorzüge 
des Entwurfs, daß er die Krone gar nicht in den Fall bringt, ſich ſofort 
auszuſprechen, und gerade deshalb iſt dieſe Form von der Kommiſſton ge⸗ 
wählt worden, weil fie die zarteſte, die rückſichtsvollſte iſt. Es wurde der 
Weg empfohlen, durch Petitionen die Bedenken zu äußern. Ganz abgeſehen 
von den anderen Gründen, aus welchen hierauf von meiner Seite nicht ein— 
gegangen werden könnte, erlaube ich mir zu bemerken, daß gerade dadurch 
das herbeigeführt werden würde, was der geehrte Antragſteller vermieden wif- 
ſen will, nämlich, daß die Krone in die Lage gebracht wird, ſich ſofort zu 
erklären. Wir würden gerade dann, wenn wir den Weg der Petitionen ein⸗ 
ſchlügen, der Aufforderung entgegenhandeln, die die Krone in der Thronrede 
ausgeſprochen hat, das neu geſchaffene Werk nicht durch Neulingshaſt in 
Frage zu ſtellen. Wie aber die Adreſſe gefaßt iſt, fo if darin nur eine ein- 
fache Erwähnung und Wahrung derjenigen Rechte enthalten, die dem Lande 
aus der früheren Geſetzgebung zuſtehen, ohne daß auf dieſe Darlegung eine 
ſofort zu gewährende Forderung gegründet wird. Daſſelbe verehrte Mitglied 
hat mit Recht bemerkt, daß der Weg der Reformen derjenige ſei, auf wel⸗ 
chem wir uns befinden. Ich trete dem vollkommen bei, daß das der rechte 
Weg ſei, ich füge noch hinzu, daß ich ſelbſt den Weg der allmäligen Reform 
für den beſten, den gedeihlichſten halte. Damit aber dieſer Weg uns erhal⸗ 
ten bleibe, damit auf dieſem Wege nicht nur die Regierung, ſondern auch 
das Volk wandeln könne, liegt die Nothwendigkeit vor, in der Adreſſe die 
betreffenden Rechte zu wahren. Denn von den jetzt geſchaffenen ſtändiſchen 
Inſtitutionen hat nur der Vertinigte Landtag das Recht, in ſtändiſchen An⸗ 
gelegenheiten, alſo in Bezug auf die Fortbildung der Verfaſſung, Petitionen 
zu ſtellen. Der Vereinigte Landtag hat aber nicht das Recht der periodiſchen 
Einberufung. Da er dieſes Recht nicht hat, ſo ſteht nichts entgegen, die Mög⸗ 


Das Wort hat 
der hinter ihm lag; 
zerſtört. Meine Herren! 
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lichkeit auzunehmen, daß er nicht mehr einberufen wird. Ich ſage die Mög⸗ 
lichkeit. Der Vereinigte Ausſchuß, dem freilich periodiſche Einberufung ver⸗ 
liehen iſt, hat nicht das Recht, in Bezug auf die Verfaſſung zu petitioniren ; 
die Provinzial⸗Landtage haben daſſelbe noch weniger. Wird alſo der Ver- 
einigte Landtag nicht wieder einberufen, ſo iſt dem Volke jeder Weg abge⸗ 
ſchnitten, "feine Bitten und Wünſche in Betrff der ſtaatlichen Entwickelung 
an den Thron gelangen zu laſſen. Wir haben nicht nur den Weg der Re⸗ 
form betreten, wir haben auch ſchon eine Strecke zurückgelegt. Daß dies ge—⸗ 
ſchehen, das haben wir allerdings, wie in der Adreſſe ausgedrückt iſt, der von 
dem Throne herab ergangenen Anregung zu danken; wir haben es aber auch 
zu danken der mitwirkenden Thätigkeit des Volkes, die ſich durch die geſetz— 
mäßigen Organe, durch die Provinzial-Landtage, bis dahin in fortwähren— 
den Bitten und Anträgen auf Fortbildung unteres öffentlichen Lebens kund— 
gegeben hat. Dieſe mitwirkende Thätigkeit uns zu erhalten und zu ſichern, 
ſie nicht von einem einſeitigen, wenn auch dem wohlwollendſten Ermeſſen, 
abhängig zu machen, das war einer der Geſichtspunkte, die der Adreſſe zum 
Grunde liegen. Ich gehe näher auf das von dem geehrten Mitgliede der 
Herren-Kurie geſtellte Amendement cin und muß mich im Allgemeinen dahin 
äußern, daß es eben dasjenige, was nach einer ziemlich allgemein in der 
Verſammlung ausgeſprochenen Meinung darin enthalten ſein muß, nicht ent⸗ 
hält, indem es nämlich den Rechtsboden, um deſſen deutliche Bezeichnung 
und Wahrung es ſich handelt, nicht bezeichnet, nicht wahrt, ſondern ſogar in 
Frage ſtellt. Ich finde, was das Einzelne betrifft, das Amendement nicht 
ſreimüthig, denn es verleugnet das Bewußtſein des Volkes und dieſer Wer- 
ſammlung; es ſtellt Dinge in Zweifel, die ſeit Jahrzehnden abgemachte Fra 
gen find, Vergebens wird eingewendet, daß es einer genaueren Prüfung, 
„einer tiefer eingehenden Erörterung bedürfe, um jene Rechte klar zu ſtellen. 
Meine Herren! dieſe Rechte leben im Volke, fie find Jahrzehnde lang Ge— 
genſtand der Betrachtung und Erörterung geweſen, denn es ſind die Angel— 
punkte der vaterländiſchen Hoffnungen. Freimüthig kann ich das Amende— 
ment nicht nennen. Ich kann vielmehr dabei nur erinnern an den Ausſpruch 
eines der berühmteſten Meiſter der Diplomatie, „daß man die Worte ge— 
brauchen müſſe, um die Gedanken zu verbergen.“ Ich finde das Amende— 
. zweitens nicht parlamentariſch! Meine Herren! Was würden wir ſagen, 
deln wir vom Engliſchen Parlamente hörten, es ſei von dieſem eine Mit⸗ 
eilung an die Krone ergangen, worin es heiße, daß manche Mitglieder die— 
er oder jener Meinung wären, daß das Parlament ſich noch nicht überzeugt 
habe, daß es aber ſuchen wolle, ſich zu überzeugen, und daß, nachdem dieſe 
Ueberzeugung ſich gebildet haben werde, Petitionen an die Krone gerichtet 
werden würden. Ich glaube, daß ſo etwas mit der Haltung des Engliſchen 
Parlaments nicht vereinbar iſt, warum ſollte es denn mit der unfrigen ver⸗ 
einbar ſein? Wohl mag jene Verſammlung mitzuwirken haben an den Ge— 
ſchicken eines mächtigen Reiches, aber auch wir vertreten eine Weltmacht, 
hinter uns ſtehen nicht nur die 15 Millionen, die unſer engeres Vaterland 
umfaßt, ſondern auch die 25 anderen Millionen des Deutſchen Volks, deren 
Geſchicke hier auch mehr oder weniger entſchieden werden. Warum ſoll dieſe 
Verſammlung, vom Könige berufen, vom Volk entſendet, nicht ihre Ueber⸗ 
zeugung unverhüllt darlegen? was kann entgegenſtehen, wenn dabei, wie es 
ER iſt, mit ſorgfältiger Rückſicht auf die Lage des Augenblicks ver— 
5 * finde endlich das Amendement nachtheilig, weil es vor 
b „einen Schleier wirft über das Herz des Volkes, weil es dazu 
e eee irre zu leiten über die innere Lage und über die 
Meine Herren! Erlauben Sie mir, daß ich zum Schluß dieſer tt 

er. einige Worte an Sie richte. Es giebt im Leben X ae 7 5 
licke, wo ſich all' ihr Fühlen und Denken, der ganze Inhalt ihres Geſammt⸗ 
daſeins wie in einem einzigen Punkt zuſammendrängt. Dann treten die Ge⸗ 
genſätze ſcharf einander gegenüber, eine Wahl muß getroffen werden, und 
dieſe Wahl entſcheidet über die höchſten Intereſſen des Volkes. In ſolchen 
entſcheidungsvollen Momenten weht uns der Hauch der Weltgeſchichte an, 
ih ahnt der Menſch das Walten eines höheren Geiſtes, aber ſeine 
Seele wird ſeſt, wenn er ſich im Einklang fühlt mit dieſem ewigen Geiſte, 
und keine Künſte, keine Combinationen, wie geſchickt ſte auch berechnet ſein 
mogen, können ihn ableiten von dem Wege, den fein innerſtes Bewußtſein 
10 vorzeichnet. Meine Herren! Sie haben ein inhaltſchweres Wort zu 
reden in 


ale über ein heiliges Gut des Vaterlandes. Es handelt ſich darum, ob 


müffen, oder ob wir die edle Errungenſchaft unſeres Volkes, wie es unſere 
licht iſt, unſeren Kindern ungeſchmälert erhalten wollen. Es handelt ſich 


arum, ob wir dazu beitragen wollen, der Krone eine unrichtige Meinung 
5 u inneren Zufländen des Landes beizubringen und fo die Gefahren zu 
darmehren, die früher oder ſpäter hieraus hervorgehen müſſen; es handelt ſich 
darum, ob wir dem edlen Fürſten, deſſen Scele nach Wahrheit verlangt, die 
Wahrheit vorenthalten wollen! Das Amendement entſpricht nicht der Wahr- 

„ich verwerfe es und beſtehe auf den Entwurf der Kommiſſion, einver- 


ſtanden d ; "a: s 5 

daraus wege ab die Stelle, welche den Eindruck der Thronrede ſchildert, 
3 er Landt RN U: ie Abſti ' = 
lichen Aufruf Be Mar chall: Die Abſtimmung wird durch nament⸗ 


Eine Stimme * 3 0 8 * 

Ne (vom Platze): Ueber den Schluß der Debatte will ich 

keit des en 2 Ei es uns nicht verhehlen, daß die Aufmerkſam⸗ 

das Wort genommen iſt 5 Debatte zugewendet iſt, und da Vielen von uns 

d ie das W o können wir wenigſtens verlangen, daß die Namen 

n bie rn verlangt haben, genannt werden, um uns vor 
unſeren Wählern zu teötfertige, ’ 

Der Landtags⸗ darſchall;: Es iſt Niemanden das Wort genommen 

i Abg. v. Saucen (pom Plas): Wan von 24 Mitgliedern A eünfeht 

wird, die Debatte fortzuſetzen, ſo weiß ich nicht, ob Ew. Durchlaucht ab⸗ 

flimmen laſſen können. Ich bin nicht eitel, um das Wort hier führen zu 

wollen, aber ich glaube dies erklären zu müßen, um meine innigſte Ueber⸗ 

zeugung auszuſprechen. 2 


Der Marſchall: Ich habe die Diskuſſion noch nicht für geſchloſſen 
erklärt; ich habe blos erklärt, daß die Abſtimmung durch namentlichen Auf⸗ 
ruf bewirkt werden ſoll, und ich bin auch nicht dagegen, daß die Verſamm⸗ 
lung ſich jetzt erſt erkläre, ob ſie die Debatte für ſchlußreif halte. 

Abg. Aldenhoven: Ich beantrage, über die Frage, ob die Debatte 
geſchloſſen werden werden ſoll, durch namentlichen Aufruf abſtimmen zu laſ⸗ 
ſen, damit wir uns näher kennen lernen. ; 

Der Landtags-Marſchall: Das kann beantragt werden; es liegt 
aber in der Befugniß des Marſchalls, zu entſcheiden, in welcher Art die Ab⸗ 
ſtimmung ſtattfinden ſolle. Ich bin der Anſicht, daß durch namentlichen Auf⸗ 
ruf die Abſtimmung über die Annahme des Adreß-Entwurfs erfolge, weil der 
Gegenſtand zu wichtig iſt, als daß eine kürzere Abſtimmungsweiſe zuläſſig 
wäre. Ich bin aber auch eben ſo der Meinung, daß die Verſammlung dar⸗ 
über: ob ſie die Debatte für ſchlußreif halte, auf kürzerem Wege abflimme. 
Für jetzt ſtelle ich die Frage: ob die Verſammlung die Oebatte für ſchlußreif 
hält, und ich glaube, daß es leichter überſichtlich ſein wird, wenn diejenigen 
aufſtehen, welche dte Debatte fortgefegt wünſchen. 

(Stimmen dazwiſchen.) 

Ich fordere alſo diejenigen auf, aufzuſtehen, welche die Debatte fortge- 
ſetzt zu ſehen wünſchen. 

Abg. v. Auerswald (vom Platze): Ich bitte, die Frage aufzufchreis 
ben, damit kein Mißverſtändniß über dieſelbe möglich iſt. 

Der Landtags-Marſchall (diktirt die Frage): 
lung die Berathung zur Abſtimmung reif. 

Eine Stimme (vom Platze): Kann über dieſe Frage debattirt were 
maß ich glaube mich gegen dieſe Verfahrungsweiſe in Zukunft verwahren zu 
müſſen. 

Eine Stimme (vom Platze): Auch ich glaube das Recht zu haben, 
durch ein paar Worie meinen Antrag anzubringen. 

Der Marſchall: Dieſes Recht haben Sie nicht mehr, als die andes 
ren 34 Mitglieder, welche das Wort verlangt hatten. Die Verſammlung 
wird noch einmal aufgefordert werden, ob fie abſtimmen will oder nicht. 
(Mehrere Stimmen durch einander begehreu das Wort.) Nach der Geſchäfts⸗ 
Ordnung, die für uns leitend iſt, und auf welcher allein die Möglichkeit ei⸗ 
ner geordneten Geſchäftsführung beruht, kann Keiner mehr das Wort erhal⸗ 
ten, wenn die Abſtimmung im Gange iſt. Geſchieht dies nicht, ſo erkläre 
ich feierlich, daß es nicht möglich iſt, das Geſchäft weiter fortzuführen. Ich 
bitte den Herrn Secretair, die Frage noch einmal deutlich vorzuleſen. (Dies 
geſchieht, und die Abſtimmung erfolgt durch Aufſtehen. Die Majorität er⸗ 
klärt ſich dafür, daß die Berathung ſchlußreif iſt.) Die Abſtimmung über 
die Annahme der Adreſſe wird nunmehr durch namentlichen Aufruf erfolgen. 

Eine Stimme: Ueber die Fragſtellung bitte ich, mir das Wort zu 

eſtatten. 

5 Der Marſchall: Ich bin im Begriffe, das hierher Gehörige zu ſagen. 
Mir ſcheint, daß die Faſſung des Entwurfs in der Form, wie ſie das Amen⸗ 
dement des Grafen von Arnim vorſchlägt, zuerſt zur Abſtimmung kommen 
muß. Wenn es darauf ankäme, dies näher zu begründen, ſo würde ich mich 
darauf berufen, daß das Prinzip allgemein bekannt iſt, nach welchem ein 


Hält die Verſamm⸗ 


Amendement früher zur Abſtimmung kommt als die Hauptſache, nämlich, daß 


Niemand in feiner Abſtimmung kaptivirt werde, ſondern die Möglichkeit be- 
halte, zuerſt über das Mindere und dann über das Mehr abſtimmen. Wä⸗ 
ren wir in dem Fall, daß uns zwei verſchiedene Entwürfe vorlägen, ſo würde 
geſagt werden können, der Entwurf, der aus dem Ausſchuß hervorgegangan⸗ 
gen iſt, müſſe die Priorität haben. So iſt es aber nicht. Die Mitglieder, 
die bereit ſind, dem Amendement beizuſtimmen, wiſſen, daß ſie damit zugleich 
einen großen Theil des urſprünglichen Entwurfs anzunehmen bereit ſind; ſie 
wollen ihn nicht ganz auf die Seite ſchieben, ſondern mit einer Modiſication, 
mit Hinweglaſſung eines Theils deſſelben, annehmen, und es würde fie beein⸗ 
trächtigen heißen, wenn man ihnen dazu die Gelegenheit nicht geben wollte. 
Es wird alſo kein Zweifel darüber beſtehen können, daß das vorgeſchlagene 
Amendement des Grafen von Arnim zuerſt zur Abſtimmung kommen muß. 
Abg. Camphauſen (vom Platze): Ich erlaube mir nur noch, vorher 
die einfache Frage zu ſtellen, ob in dieſer Abſtimmung die einfache Majorität 
fen en oder ob 3 der Stimmen zu einem gültigen Beſchluß nöthig 
Ye Marſchall: Es ift außer Zweifel, daß die einfache Majorität 
Abg. Milde (vom Platz): In formeller Beziehung erlaube ich mir 
noch eine Frage zu ſtellen. Nachdem Se. Durchlaucht ausgeſprochen hat, 
daß nach parlamentariſchem Gebrauch und nach dem Verfahren auf den Land⸗ 
tagen das Gutachten der Kommiſſion nicht prinzipaliter, ſondern das dazu 
gemachte Amendement zuerſt zur Abſtimmung kommen muß, ſs ſcheint es, 
daß nach dieſer Analogie das Sous-Amendement des Abgeordneten v. Auers⸗ 
wald zuerſt zur Entſcheidung gebracht werden muß. Es wird meiner Anſicht 
nach für mehrere Mitglieder maßgebend ſein und mehr Einheit hervorbringen. 
Der Marſchall: Ich würde dem beiſtimmen, wenn nicht das Prinzip 
leitend bleiben müßte, deſſen ich vorhin erwähnt habe. Zuerſt muß über das 
Minder und nachher über das Mehr geſtimmt werden, damit nicht Jemand 
kaptivirt werde, der das Mehr nicht annehmen will und doch das Minder 
anzunehmen bereit iſt. Das Sub-Amendement begreift mehr in ſich, als das 
Amendement, kann alſo nicht vor jenem zur Abſtimmung kommen. . 
N Abg. v. Auerswald: Worauf gründet ſich dieſe Anſicht? So viel 
ich weiß, iſt nach dem Gebrauch, den Ew. Durchlaucht vorhin anführten, über 
jede Abänderung zunächſt zu entſcheiden, fie mag einen Zuſatz oder eine Ab⸗ 


nahme enthalten. 
Der Marſchall: Ich habe auch nicht geſprochen über Zufäge, inſofern 
ſie mehr oder weniger Worte enthalten. Es iſt aber keinem Zweifel unter» 
worfen, daß von dem urſprünglichen Adreß-Entwurf in dem Sub⸗Amende⸗ 
ment mehr begriffen iſt, als in dem Amendement des Grafen von Arnim. 
Ich habe hierbei nicht eine Meſſung nach Worten, nach dem Längenmaße im 
Auge gehabt, ſondern nur den Grundſatz, daß überhaupt zuerſt das Minder, 
nach Anſicht und Abſicht, zur Abſtimmung komme. a 
Abg. von Auerswald: Ich kann betheuern, daß ich auch nicht an 
das Längenmaß gedacht habe, und weiß deshalb nicht, wie ich die Zurecht⸗ 
weiſung Ew. Durchlaucht verdient habe. 


504 


Der Marſchall: Ich möchte ein ſolches Mißverſtändniß nicht auf⸗ 
kommen laſſen. Eine Zurechtweiſung ſollte nicht in meinen Worten liegen, 
und wenn ſie wirklich darin gefunden werden könnte, ſo könnte dies nur darin 
ſeinen Grund haben, daß ich mich irrig ausgedrückt hätte. 

Abg. v. Auerswald: Im Intereſſe der Eintracht würde es vielleicht 
wünſchenswerth ſein, erſt über mein Amendement zu ſtimmen, damit wir in 
dieſer Beziehung ſo einig als möglich daſtehen können. 

Abg. v. Brünneck: Da der Vorſchlag des Abgeordneten von Auers⸗ 
wald ein mehr vermittelnder iſt und dadurch eine größere Uebereinſtimmung 
zu erreichen ſein dürfte, ſo dürfte er die Priorität verdienen. 

Der Marſchall: Vermittelnd find beide, es iſt aber nöthig, den Grund⸗ 
ſatz feſtzuhalten, nach welchen Amendements überhaupt ſpäter oder früher zur 


Abſtimmung kommen müſſen. Ueberdies ſcheint mir die Aufeinanderfolge der 


Fragen nicht von der Bedeutung, die ihr beigelegt wird. 

Graf v. Schwerin: Wir ſind der Uebereinſtimmung außerordentlich 
nahe, ſo daß wir uns durch ein einziges Wort für das von Auerswaldſche 
Amendement beſtimmen laſſen könnten. Auf das Amendement des Grafen v. 
Arnim muß ich „nein“ antworten. 

Der Marſchall: Das bleibt Ihnen überlaſſen. 

Graf v. Arnim: Ich bitte ſelbſt das Amendement des Abg. v. Auers⸗ 
wald vor dem meinigen zur Abſtimmung zu bringen, wenn der Zuſatz, der 
darin enthalten iſt, dazu dienen ſollte, den Landtag zur Einheit zu bringen; 
denn dieſe ſteht mir höher, und um ſo mehr wünſche ich die Priorität der 
Abſtimmung über fein Amendement, weil geſagt iſt, daß Künſte und Verhül⸗ 
lungen in meinem Amendement lägen. Dies iſt ein Vorwurf, den ich zurück⸗ 
weiſe. Ich hoffe zu zeigen, daß ich kein Freund ſolcher Künſte bin. 

Der Marſchall: Ich ehre das Gefühl, welches dieſe Worte diktirt 
hat, und ich bin der Meinung, daß es keiner Erklärung bedürfe, um den 
Vorwurf wegzunehmen, daß Künſte und Verhüllungen in der Abſicht des 
Redners lägen. Aber es ändert nicht die Frage. Iſt der Grundfag, welcher 
mich in der Behandlung dieſes Gegenſtandes leitet, richtig, ſo kann ich keinen 
Grund erkennen, davon abzugehen. 

Abg. v. Beckerath: Das Mitglied des Herrenſtandes, welches in den 
von mir geſprochenen Worten einen Vorwurf zu finden geglaubt hat, muß mich 
mißverſtanden haben. Ich habe objektiv von der Stellung eines Mannes ge- 
ſprochen, der ſich aus innerer Ueberzeugung durch nichts davon abbringen 
laſſen würde, durch keine Künſte, durch keine Täuſchungen. Ich muß alſo 
die Worte des Redners als nicht zutreffend zurückweiſen und ihn bitten, in 
unſeren Verhandlungen künftig die parlamentariſche Sitte zu beobachten, nicht 
von ſeiner Perſon zu reden, was ich meinerſeits ſtets vermieden habe und zu 
vermeiden zu ſuchen wünſche. 

Der Marſchall: Ich ſehe immer noch keinen Grund, von der Anſicht 
abzugehen, die ich für die richtige erklärt habe, es müßte mir denn nachge⸗ 
wieſen werden, daß der Grundſatz falſch iſt, nach welchem bei Amendements 
zuerſt über das Minder und dann über das Mehr abgeſtimmt werden muß. 
Ich bin der Meinung, daß eine große Anzahl von Mitgliedern, ich weiß nicht 
wie viel, habe dies auch nicht zu unterſuchen, ſich hier befinden, welche er⸗ 
warten, daß bei der Abſtimmung nach richtigen Grundfägen verfahren werde, 
damit Niemand kaptivirt oder induzirt werden könne, anders abzuſtimmen, 
als er es nach ſeinem Gewiſſen zu thun bereit iſt. Ich ehre in dem, was 
der Graf Arnim geſagt hat, ein Opfer ſeiner Anſichten, ob aber eine größere 
Einheit dadurch hervorgebracht werde, dies zu unterſuchen, iſt nicht meines 
Amtes. Ich habe nicht im voraus zu unterſuchen, wie die Stimmen fallen 
werden, ſondern ich habe nur dafür zu ſorgen, daß nach richtigen Grundſätzen 
abgeſtimmt werde. Ich beharre daher bei meiner Anſicht, daß zuerſt über 
das Amendement, dann über das Subamendement und ſpäter über die ur⸗ 
ſprüngliche Faſſung abgeſtimmt werde, jede Frage ſchließt eventuell die an- 
dere aus. Ich bin jetzt iu dem Fall, die Frage zu ſtellen. 

Abg. v. Auerswald (vom Platz). Ich bitte die Fragen ſämmtlich in 
ihrer Reihenfolge vorher zu beſtimmen, damit die Verſammlung ſich entſchlie⸗ 
ßen kann, welcher derſelben ſie ihre Zuſtimmung vorzubehalten hat. 

Der Landtags⸗Marſchall: Die Fragen werden folgendermaßen lauten: 
1) Stimmt die Verſammlung dem Entwurf zur Adreſſe mit dem vom Gra— 

fen v. Arnim gemachten Abänderungs-Vorſchlage bei? 

2) Stimmt die Verſammlung dem Entwurf zur Adreſſe mit dem vom Abg. 

v. Auerswald gemachten Abänderungs-Vorſchlage bei? 

3) Stimmt die Verſammlung dem Adreß-Entwurf bei? 

Fürſt Lychnowski: Wenn aber der Graf v. Arnim ſein Amendement 
zurücknehmen wollte, was würden dann Ew. Durchlaucht beſchließen? 

Der Marſchall: Dann würde das eintreten, was ſchon auf vielen 
Landtagen vorgekommen und immer auf dieſelbe Weiſe entſchieden worden iſt, 
daß ein Antrag von dem Augenblick an, wo er eingebracht iſt, Eigenthum 
der Verſammlung geworden iſt. f 

Mehrere Stimmen: Abſtimmung! Abſtimmung! 

Der Marſchall. (Läßt noch einmal durch den Secretair die drei Fra— 
gen wiederholen, ſodann über die erſte Frage durch namentliche Aufrufung 
abſtimmen.) 

Während des Zählens der Stimmen nach der Abſtimmung: } 
Eine Stimme: Wir könnten vielleicht, während die Herren Secretaire die 
Stimmen zählen, eine Frage erörtern. Nämlich, ob die Herren, welche Kol⸗ 
lektiv⸗Stimmen haben, das Recht haben, hierbei mitzuſtimmen? 

Der Marſchall: Nach meiner Meinung kann ihnen dies in dem vor⸗ 
liegenden, ganz als Ausnahme zu betrachtenden Falle nicht verwehrt werden. 

Eine Stimme (vom Platz), die frühere: Ich bitte um das Wort, um 
den $. 15. des Geſetzes vom 3. Februar d. J. vorleſen zu dürfen. f 

(Dies geſchieht.) b 

Der Marſchall: Dies iſt kein Fall der Art. Es ſcheint mir, daß den 
erren nicht verwehrt werden kann, an der Abſtimmung Theil zu nehmen, 
da fie mit diskutirt haben. 

Graf v. Pork: Ich erlaube mir, als Mitglied einer Kollektiv-Stimme, 
zu erklären, daß dies dor der Abſtimmung hätte zur Sprache gebracht werden 
müſſen, daß ich als ſolches abgeſtimmt habe und nun meine Stimme nicht 
aufgeben werde, da ich jetzt ein Recht darauf erworben habe. 
Landtags⸗Kommiſſar: Das Geſetz befiimme ganz deutlich, daß 
wenn die Herren von der Herren-Kurie in den durch das Geſetz vorgeſehenen 


Fällen, d. h., wenn es ſich um die Entſcheidung handelt, ob Steuern ausge⸗ 
ſchrieben werden ſollen oder Schulden gemacht werden dürfen, mit dem ge⸗ 
ſammten Landtage ſtimmen, dann keine größere Stimmenzahl haben, als ihnen 
auf dem Provinzial⸗Landtage zuſteht. Das Geſetz beſtimmt in allen anderen 
Fällen, daß die Herren⸗Kurie abgeſondert ſtimme. Der Fall einer Adreſſe ift 
gar nicht vorausgeſehen, und da das Geſetz hierüber nichts vorſchreibt, ſo hat 
zwiſchen dem Herrn Landtags⸗Marſchall und mir kein Zweifel darüber obge⸗ 
waltet, daß, wie Se. Mafeſtät zu allen Mitgliedern der Verſammlung ge⸗ 
ſprochen, ihm von Allen geantwortet werden müſſe und ſomit auch ſämmtliche 
Stimmen zu zählen ſeien. 

Der Marſchall: Das Reſultat der Abſtimmung iſt folgendes: 

Für Ja haben geſtimmt: 290. a 

Für Nein haben geſtimmt: 303. 

Alſo eine Differenz von 13 Stimmen. 4 

Es wird nun die zweite Frage zur Abſtimmung kommen, nämlich über 
den Abänderungs-Vorſchlag des Abg. v. Auerswald. Es iſt der Wunſch von 
mehreren Seiten ausgeſprochen worden, daß er nochmals vorgetragen werde. 
Ich erſuche daher den Herrn v. Auerswald, ihn noch einmal zu verleſen. 

£ (Dies geſchieht.) 2 

Graf v. Arnim: In dem eben verleſenen Adref-Entwurf ſtimmt Ein⸗ 
gang und Ende mit der urſprünglichen Adreſſe überein. An die weſentlichſte 
Stelle der letzteren iſt ein Amendement getreten des Inhalts, wie es von mir 
proponirt worden iſt, und es ſind nur noch einige Theile des urſprünglichen 
Entwurfs hinzugetreten. Es ſcheint mir daher, daß die Frage nun ſo geſteilt 
werden kann: ob die von mir vorgeſchlagene Adreſſe mit dem vom Abg. v. Auers⸗ 
wald gemachten Zuſatz angenommen oder verworfen werde. Ich hätte nie da⸗ 
für geſtimmt, wenn ich ein Wort darin fände, welches Se. Majeftät verletzen 
könnte. Aber ich wünſche dringend, daß die rage ſo geſtellt werde, damit 
die, welche für mein Amendement geſtimmt haben, ſich in dem des Abg. v. 
Auerswald wiederfinden. 

Der Marſchall: Im Weſentlichen findet keine Meinungsverſchieden— 
heit ſtatt. Es kann daher die Frage fo geſtellt werden: Stimmt die Ver- 
ſammlung der eben verleſenen Adreſſe bei. 

Eine Stimme (vom Platz): Ich beantrage die Abſtimmung durch 
Aufſtehen und Sitzenbleiben. 8 

Der Marſchall: Wenn von vielen Seiten dies gewünſcht wird, ſo 
habe ich nichts dagegen zu erinnern. Es findet die Abſtimmung in der Weiſe 
ſtatt, daß diejenigen, die der eben verleſenen Adreſſe beiſtimmen wollen, 
dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. 

(Dies geſchieht.) 

Der Marſchall: Es iſt keinem Zweifel unterworfen, daß die Ver⸗ 
ſammlung ſich mit großer Majorität für die Annahme entſchieden hat. Um, 
dies noch einmal durch die entgegengeſetzte Probe genauer zu ermitteln, bitte 
ich die Herren, die gegen die Adreſſe ſtimmen wollen, dies durch Yufftchen 
zu erkennen zu geben. 

(Dies geſchieht.) 

Es iſt iſt jetzt wieder klar geworden, daß ſie mit großer Majorität an⸗ 
ee worden iſt. Etwas Anderes läßt ſich auf dieſem Wege nicht er⸗ 
mitteln. 

Graf v. Arnim: Ein Amendement, was vorgebracht iſt, iſt von einer 
nur ſehr geringen Majorität nicht angenommen worden. Der Zweck, ſich zum 
Amendement des Abg. v. Auerswald zu vereinigen, war der, um möglichſt 
klar zu machen, wie einig der Landtag ſei. Ich glaube, daß dies vielmehr 
hervortritt, wenn die große Maſſe, die ſich dafür erklärt hat, auch wirklich 
der Zahl nach bekannt. 

Der Marſchall: Worauf würde alſo angetragen werden? 

Graf v. Arnim: Auf Zählung der Stimmen. 

Der Marſchall: Ich habe nichts dagegen, daß der Verſuch gemacht 
werde, durch die Ordner die Stimmen zu zählen, nur glaube ich, daß er 
ſich nicht ohne ganz beſondere Schwierigkeit ausführen laſſen wird. 

Abg. Hanſemann: Wenn Ew. Durchlaucht die eben ſtattgefunden⸗ 
en Mes nicht anerkennen wollen, dann muß fie durch Namensaufruf er⸗ 
folgen. 


Der Marſchall: Das Refultat der vorgenommenen Abſtimmung habe 


ich ſchon für unzweifelhaft erklärt, es kann nur darauf ankommen, das Stim⸗ 


menverhältniß beſtimmter zu ermitteln. Wird alſo der Antrag von vielen 
Seiten unterſtützt, daß dieſes Verhältniß genau ermittelt werde, ſo iſt der na⸗ 
mentliche Aufruf das kürzeſte und ſicherſte Verfahren. Sonſt könnte die Zäh⸗ 
lung nach Provinzen geſchehen und dabei mit Weſtphalen angefangen werden: 

(Viele Stimmen durch einander, welche den namentlichen Aufruf, an⸗ 
dere, die das Zählen nach Provinzen verlangen. 

Der Marſchall: Es wird jetzt durch namentlichen Aufruf die Frage 
zur Entſcheidung gebracht werden, und ich bitte den Herrn von Patow, die 
Abſtimmung vorzunehmen, um ein beſtimmtes Reſultat zu erzielen. 

(Die Abſtimmung durch Namensaufruf findet ſtatt.) 

Der Marſchall: Das Refultat der Abſtimmung iſt Folgendes: Ja 
484, Nein 107. 

Die Zeit der nächſten Sitzung wird ſpäter bekannt gemacht werden, da 
die Arbeiten in den Abtheilungen noch nicht ſo weit gediehen ſind, um ſte 
zur Nec in der Plenar-Sitzung zu bringen. Ich erkläre die Sitzung 
für geſchloſſen. Ne 

(Schluß der Sitzung 53 Uhr.) 


— 


Sitzung des Vereinigten Landtages am 20. April. 
Vereinigte Kurien. 

Das Protokoll der letzten Sitzung wird von dem Secretair Naumann 
verleſen und erhält die Genehmigung der Verſammlung. g 

Die Secretaire find für dieſe Sitzung die Abgeordneten Siegfried und 
Freiherr von Waldbott⸗Vornheim. 1 

Der Marſchall macht der Verſammlung eine Mittheilung des Herrn 
Landtags⸗Kommiſſars bekannt, wonach dem Ober-Berghauptmann, Grafen 

Gortſetzung in der zweiten Beilage.) 
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Zweite Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 24. April 1847. 


(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 

von Beuſt, für die Angelegenheiten der Bergwerks-, Hütten⸗ und Salinen⸗ 
Verwaltung, und den Wirklichen Geheimen Ober⸗Finanzräthen von Berger, 
Kühne und von Pommer⸗Eſche, für alle übrigen dem Reſſort des Finanz⸗ 
Miniſteriums angehörigen Angelegenheiten, Allerhöchſten Orts der Auftrag 
und die Autoriſakion ertheilt iſt, den Berathungen des Vereinigten Landtages 
und den einzelnen Kurien, Ständen und Provinzen deſſelben mit den im 
F. 22 der Verordnungen vom 3. Februar d. J über die Vildung des Vers 
einigten Landtags beſtimmten Befugniſſen beizuwohnen. 

Eine weitere Mittheilung bezieht ſich auf den Ausſchuß, welcher ſich zu 
beſchäftigen hat mit der Denkſchrift über die Errichtung der Landrentenbank. 

Eine weitere Mittheilung betrifft einen Antrag der Abgeordneten Graf 
von Bochholz-Aſſeburg, Freiherr von Metternich, von Dolffs und von Lilien, 
die Unterſtützung des Baues der Thüringer-Köln-Mindener Verbindungs- 
Bahn durch den Staat betreffend, welcher der Abtheilung für die Denkſchrift, 
die Vollendung des Eiſenbahnnetzes in Preußen, zur Berichterſtattung über⸗ 
wieſen wird. 5 

Der Marſchall: Eine andere Mittheilung, welche ich der Verſamm⸗ 
lung zu machen habe, bezieht ſich auf die Art der Unterzeichnung der an Se. 
Majeſtät den König beſchloſſenen Adreſſe. Ich ſchlage in dieſer Beziehung 
der Verſammlung vor, daß ſie unterzeichnet werde von den acht Marſchällen, 
außerdem von den beiden Secretairen, die dabei fungirt haben, und von dem 
Referenten. Ich glaube, daß dies ein geeigneter Weg ſein wird, um nach 
dem Wunſche der Verſammlung die Unterzeichnung der Adreſſe zu bewerk— 
ſtelligen. Ich werde dies als Anſicht der Verſammlung annehmen und die 
Marſchälle auffordern, noch im Laufe des Vormittags, gleich nach dieſer 
Sitzung, die Unterzeichnung vorzunehmen. 

ie Sitzung, inſofern ſie eine Sitzung der beiden Vereinigten Kurien 

war, wird hiermit geſchloſſen; fie dauert fort für die Kurie der Ritterſchaft, 
Städte und Landgemeinden. 


Verhandlungen des Vereinigten Landtags am 20. April. 
Kurie der drei Stände: 


Landtags⸗Marſchall: Ich bitte das Protokoll der vorigen Sitzung 
zu verleſen. 
(Das Protokoll wird vom Seerctair verlefen.) 85 
Landtags ⸗Marſchall: Findet ſich etwas dagegen zu bemerken? 
Eine Stimme (vom Platz): Ich habe nichts zum Protokoll zu bemer⸗ 
ken; aber in Veranlaſſung deſſelben wollte ich mir eine Bemerkung erlauben. 
Es iſt eine Petition eingegangen, die den Zweck hat, Vorſchläge zur Linde- 
rung der Noth bei gegenwärtiger Theuerung dem Landtage vorzulegen. Es iſt 
dies ein Gegenſtand, der gewiß alle Mitglieder der Landtages auf das innigſte 
berührt. Denn wie wir wiſſen, iſt gerade jetzt die größte Noth vorhanden. 
Die Nachrichten aus den Provinzen lauten allgemein betrübend. In der, zu 
8 ich gehöre, iſt die Noth bereits ſo hoch geſtiegen, daß die öffentliche 
gesch unn un? wünsche, daß das, was geschehen foll, ſchleuntgſt 
daß die Kommiſſton "RL ich mir die Bitte erlauben, ob es nicht möglich ſei, 
baldigſt beendi „die zur Bearbeitung diefer Petition niedergeſetzt ift, diefe 
aldigſt Deendige und geſtattet werde, daß das Gutachten außer der Ordnung 
dem Landtage vorgelegt werde. Nach der Geſchäftsordnung würde ſie erſt 
3 955 Wange us: alten Propofitionen vorgelegt 
nen. glaube aber, daß in außerordentlichen Fä i = 
nahme fattfinden Tann. lichen Fällen eine Aus 


Landtags-Marſchall: Ich werde dafür ſorgen, daß dieſe Angelegen⸗ 


heit baldigſt zur Berathung und Beſchlußnahme komme. 

Eine Stimme (vom Platz): Die Petition bezieht ſich nicht auf die 
gegenwärtige Noth, ſondern darauf, wodurch künftig Nothfällen vorgebeugt 
"on er . 2 
; ne Stimme (vom Platz): Die Petition iſt von mir eingereicht, und 
ich kann die Erklärung geben, d 6 un 
die Zukunft vorzubeugen, daß 5 ſich mehr darauf bezieht, der Noth für 

Eine andere Stimme (vom Platz): Dieſe Bemerkung mag richtig 
ſein, ſie würde ſich jedoch zweckmäßig dem gegenwärtigen Nothſtande anſchlie⸗ 
ben laſſen und daher auch jetzt ſchon zur Berathung geeignet fein. 

Landtags⸗Marſchall: Die Verſammlung kann der Ueberzeugung 
ſein, daß ſolche Petition die allgemeinſte Anerkennung finden werde und die 
Abtheilung gewiß Alles thun wird, dieſelbe ſo bald als möglich zu erledigen. 
und Eine Stimme (vom Platze): Ich habt ſchriftlich ums Wort gebeten 

6 bitte, jetzt ſprechen zu dürfen. Der Gegenſtand betrifft auch die Noth, 
aber auf eine andere Weiſe. 

„ Landtags⸗Marſchall: Ich bedaure, daß ich über Gegenſtände, die 
nicht an der Tagesordnung ſind, nicht das Wort geſtatten kann. Enthält es 
Anträge, fo müſſen dieſe ſchriftlicht eingereicht und alsdann den Abtheilungen 
en geſtellt werden; auf eine andere Weiſe kann ich es nicht 

Eine Stimme (vom Platze): Ich habe eine Petition überreicht, um 
bel dae Schließung der Branntweinbrennereien, un Berbel der Benutzung 
ſteht d am und des Korns zur Branntweinbrennerei. In enger Verbindung 
wäre, ſich jeht Maßregel, die, wenn ſie vor einem halden Jahre genehmigt 
Abän derum Br ſehr heilbringend erwieſen hätte. Es ift eine Petition um 
zwar dahin, daß 79. der Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845, und 

; befkimm I he Ankauf von Lebensmitteln auf den Wochenmärkten auf 
eine beſtimmte Marktzeit beſchränkt werde u. ſ. w. (Lieſt vor.) Ich ſpreche aus 
innigſter 1 Ueberzeugung, ſowohl für den Ankauf von Kartoffeln... - 
en gan aa die Erlauben Sie mir, daß ich Sie unterbreche. 

en muß nochmal die Wie dung geben, daß Alles aufs ſchnellſte und auf 

ur ordnungsmäßigſten Wege betrieben wird. Die Directionen der Abthei⸗ 

d gen werden zu unterſcheiden wiſſen, was vorher oder ſpäter berathen wer⸗ 
den muß. Ich glaube daher, dem nicht vorgreifen zu dürfen. 

Die vorige Stimme (v. PL): Ich beſcheide mich, Herr Marſchall 

Landtags⸗Kommiſſar Miniſter v. Bodelſchwingh. Es iſt vorher be⸗ 
merkt worden, wie die Gefhäfts-Drdnung vorſchreibt, daß keine Petitionen 


oder Beſchwerden eher zur Erledigung kommen können, bevor nicht die Kö⸗ 
niglichen Propoſitionen erledigt ſeien Eine ſolche Verordnung beſteht nicht, 
ſondern es iſt nur vorgeſchrieben, daß die Allerhöchſten Propoſitionen den Vor⸗ 
rang haben ſollen, damit iſt aber nicht gemeint, daß erſt alle Propoſitionen 
erledigt ſein müſſen, ehe die Petitionen an die Reihe kommen, vielmehr kön⸗ 
nen dieſe, wenn fie zum Plenar-Beſchluß vorbereitet find, während keine Pro⸗ 
poſition ſich in dieſem Stadio befindet, unbedenklich ſofort abgemacht werden. 
Auch verſteht es ſich, daß von Seiten des Gouvernements nicht das mindeſte 
Hinderniß gegeben werden wird, ſolche Petitionen, welche ihrer Natur nach 
der Beſchleunigung bedürfen, den nicht eiligen Propoſitionen voranzuſtellen? 
Dies habe ich zur Beruhigung und zur Vermeidung von Mißverftändniffen | 
erklären wollen. 

Abg Gier: Ich bitte in Bezug auf das Protokoll ums Wort. Ich 
erlaube mir die Anfrage, wie man ſich zu verhalten hat in Betreff der Feh— 
ler, der nämlich, die da vorkommen bei den Protokollen der Stenographen? 
So find in der Preuß. Allg. Zeitung die Protokolle zum Theil fo fehlerhaft, 
daß es gerade einen entgegengeſetzten Sinn giebt, denn es ſteht in einer klei⸗ 
nen Rede, die ich gehalten habe: »Ich begreife die Angriffe derjenigen nicht, 
die von einer Kompetenz ſprechen.“ Es muß heißen: »die von einer 
Inkompetenz ſprechen.« Ich bitte, dies ins Protokoll aufzunehmen. 

Landtags-Kommiſſar: Dergleichen Fehler würden einfach durch 
die in die Zeitung aufzunehmende Anzeige erledigt werden können, daß es 
Druck⸗ oder Schreibfehler ſeien. ’ 

Landtags-Marſchall: Geht der Antrag dahin, diefe Erklärung ins 
Protokoll niederzulegen? 

Viele Stimmen (vom Platz): Es iſt ein Druckfehler! 

Landtags-Marſchall: Ich glaube, es würde ſich dadurch erledigen 
laſſen, wenn das, was der Redner geſagt hat, in den Bericht kommt, den 
die Stenographen abfaſſen. 8 

(Der Redner erklärt ſich damit befriedigt.) 

Landtags-Marſchall: Das Protokoll iſt alſo genehmigt. 

(Hierauf wird eine von dem Herrn Landtags⸗Marſchall dem Hrn. Se⸗ 
cretair übergebene Benachrichtigung des Königlichen Landtags Kommiſſars 
verleſen, des Inhaltes, daß von Seiten des Herrn Finanz-Miniſters der 
Wirkliche Geheime Ober-Finanzrath und Direktor von Berger beauftragt iſt, 
den Berathungen der Abtheilungen des Vereinigten Landtags für den Ge⸗ 
ſetzes⸗Entwurf über die zu errichtenden Provinzial⸗Hülfskaſſen beizuwohnen 
und ſeitens des Miniſteriums des Innern der Wirkliche Geheime Ober-Re⸗ 
gierungs-Nath Freiherr v. Manteuffel an dieſen Berathungen Theil nehmen 
würde. 5 ö 

Landtags-Marſchall: Es ift nöthig geworden, noch zwei Abthei⸗ 
lungen, und zwar die ſechſte und ſiebente Abtheilung, zu ernennen. Dieſe 
werden aus folgenden Mitgliedern beſtehen. (Nennung der Namen.) 

Ich werde mir noch vorbehalten, die Petitionen in dieſe Abtheilungen 
hineinzuvertheilen. 

Abg. Camphauſen (vom Platz): Ich wollte mir die Bitte erlauben: 
daß eine beſondere Abtheilung ernannt werde, welcher der Haupt-Finanz⸗Etat 
vom Jahre 1847 und die Ueberſicht von den Reſultaten der Finanz-Verwal⸗ 
tung in den Jahren 1840 bis einſchließlich 1846 überwieſen werde, um die 
Verſammlung darüber näher zu informiren, und eben ſo auch eine Abthei⸗ 
lung zur gründlichen Erörterung des Staatshaushaltes. 

Der Warſchall: Dieſe Königliche Propoſitionen ſind dem Landtage 
zur Kenntnißnahme zugefertigt, nicht zur Begutachtung; es können daher 
hierauf Bezug habende Anträge eingehen, und fie würden dann einer Ab⸗ 
theilung überwieſen werden. Ich bin aber nicht befugt, von vornherein eine 
ſolche Abtheilung zu ernennen 

Eine Stimme (vom Platz): Sie ſind dem Landtage vorgelegt, nicht 
aber den einzelnen Mitgliedern, deshalb unterſtütze ich den Antrag und bitte, 
eine Abtheilung hierüber zu ernennen. . 5 

Der Marſchall: Ich bedaure, dem nicht beitreten zu können, weil 
es nicht zu meiner Befugniß gehört. ; 

Eine Stimme (vom Platz): Noch ein Wort. Es iſt eine Anzahl 
Petitionen und Anträge an den Landtag gerichtet worden, die ſich auf die 
finanziellen Verhältniſſe beziehen. Da nun der Marſchall für dieſen Zweck 
eine Abtheilung ernannt hat, ſo würde es in der Natur der Sache liegen, 
daß ſich dieſelbe mit dieſen Angelegenheiten beſchaͤftige. 

Der Marſchall: Da dies zu der mir von Sr. Majeſtät übertragenen 
Leitung des Geſchäftsganges gehört, fo muß ich mir das Uriheil darüber 
vorbehalten. 

Folgende Petitions-Anträge find ferner eingegangen und an die Abthei— 
lungen, die ich nennen werde, verwieſen worden. 

Vom Abgeordneten VBürgermeifter Hirſch aus Landsberg: Antrag, be= 
treffend die Verſtärkung der Kurie des Herrenſtandes (der vierten Abtheilung). 

Von demſelben: Antrag auf Reform des ſtändiſchen Wahlgeſetzes für die 
Städte (derſelben Abtheilung). . * 

Vom Abgeordneten Bürgermeiſter Budde: Antrag auf Erlaß einer all- 
gemeinen Wieſenordnung (der ſechſten Abtheilung). 

: Von demfelben: Antrag auf Erlaſſung der diesjährigen Landwehrübung 
(derſelben Abtheilung). 

Vom Abgenrdneten von Brodowski: Antrag auf Zulaſſung des Ter⸗ 
tulian von Koczorowski, als Verereter des Ritterſtandes, im Kreiſe 
Wirſitz, zum Vereinigten Landtage (der dritten Abtheilung) 

Vom Abgeordneten von Gottberg: Antrag, betreffend die bürgerliche 
Gleichſtellung der Juden im Preußiſchen Staate (der erſten Abtheilung). 

Vom Abgeordneten Werner: Antrag auf Gleichſtellung der Juden mit 
ihren chriſtlichen Mitbürgern in bürgerlichen und politiſchen Rechten (der ers 
ſten Abtheilung). 985 

Vom Abgeordneten Bürgermeiſter Facilides: Antrag, betreffend die 
Abſtellung der leichtſinnigen Niederlaſſungen (der ſechſten Abtheilung). 8 

Vom Abgeordneten Seltmann: Antrag auf Erlaß eines Theiles der 
Abgaben der Zinſen der beſtehenden alten Mühlen (der ſiebenten Abtheilung). 

Von demſelben: Antrag auf gleichmäßige Beſteuerung des Grundeigen⸗ 
thums (der ſiebenten Abtheilung). 

Vom Abgeordneten Krohn und mehreren Anderen: Antrag auf Abän⸗ 


* 
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derung der geſetzmäßigen Beſtimmungen, auf welchen die Wählbarkeit aus 
dem Stande der Landgemeinden zu Kreistags-Mitgliedern beruht (der vier⸗ 
ten Abtheilung). : 

Vom Abgeordneten Tſchocke: Antrag, betreffend die Einberufung des 
Grafen von Reichenbach zum Vereinigten Landtag (der dritten Abtheilung). 

Vom Abgeordneten Krüger: Antrag auf vermehrte Vertretung der 
„Stadt- und Landgemeinden (der vierten Abtheilung). i 

Von demſelben: Antrag auf Abänderung der Beſtimmungen der SS. 
19 und 27 der Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 (der vierten Ab⸗ 
theilung.) 

Von demſelben: 
Abtheilung). 5 

Vom Abgeordneten Sommerbrodt: Antrag auf Erweiterung der Aller⸗ 
höchſten Kabinets⸗Ordre vom 19. April 1844, betreffend die Veröffentlichung 
der Stadtverordneten-Berathungen (der fünften Abtheilung). 

Vom Abgeordneten Krüger: Antrag auf Umarbeitung des Stempel: 
Geſetzes vom 7. März 1822 (der ſiebenten Abtheilung). 

Von demſelben: Antrag auf Aufhebung des Poſt-Zwanges (der vierten 
Abtheilung.) 

Vom Abgeordneten VBürgermeifter Dittrich: Antrag, betreffend die 
Eides⸗-Norm u. Verminderung der richterlichen Eide (der fünften Ahtheilung!). 

Von demſelben: Antrag, betreffend das Geſetz vom 3. Februar 1845 
wegen neuer Anſiedelung (derſelben Abtheilung). 

Von demſelben: Antrag, betreffend die Allgemeine Gewerbe-Ordnung 
vom 17. Januar 1845 (der ſechſten Abtheilung). a 

Von demſelben: Antrag auf Oeffentlichkeit aller ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen (der fünften Abtheilung). 

Von dem Abgeordneten Schultze-Delwich: Antrag auf Aufhebung 
der SS. 2 und 3 der Verordnung vom 13. Juli 1829, betreffend die Unab⸗ 
löslichkeit der aus dem Kirchen- und Schulverbande herrührenden Leiſtungen 
(der ſiebenten Abtheilung). 

Vom Abgeordneten König und anderen Abgeordneten der Landgemein— 
den: Antrag auf Errichtung eines Kredit-Inſtituts für Acker-Beſitzer im 
Stande der Landgemeinden (der ſiebenten Abtheilung). 

Vom Abgeordneten Aldenhoven: Antrag auf verſchiedene Abände— 
rungen im Geſchäfts-Reglement (der vierten Abtheilung). 

Von dieſer letzten Abtheilung iſt bereits ein Gutachten eingegangen. Ich 
ſtelle daſſelbe hier zur Berathung. Vei anderen Gelegenheiten werde ich dafür 
ſorgen, daß das, was zur Berathung kommen ſoll, auf die Karten vermerkt 
werde. Heute konnte es nicht geſchehen, da die Einladung nicht von mir, 
ſondern von dem Herrn Marſchall der Herren-Kurie ausging. 

Eine Stimme (vom Platz): Ich erlaube mir die Frage, ob meine 
Petition über Preßfreiheit zugelaſſen iſt? \ 

Der Marſchall: Ich habe ein großes Paket Petitionen bekommen und 

noch nicht alles durchgehen können. Wahrſcheinlich wird ſie in der nächſten 
Sitzung zur Ueberweiſung an eine Abtheilung kommen. 
Eine Stimme (vom Platz): Ich bitte, daß ein jeder Antragſteller 
berechtigt ſei, den Berathungen der Abtheilung beiwohnen zu können, welcher 
ſein Antrag überwieſen worden, wenn auch nicht mit Stimmrecht; weil manche 
Anträge von der Beſchaffenheit find, daß nicht alle Gründe für und wider 
erörtert werden könnten, und weil es gewiß wünſchenswerth iſt, daß der An— 
tragſteller, welcher dieſen Gegenſtand reiflich überdacht hat, ihn von ſeinem 
Standpunkte aus beleuchte. t 

Der Marſchall: Ich glaube, daß dieſem Antrage nichts entgegen- 
ſteht, obgleich er in der Geſchäfts-Ordnung nicht vorgeſehen. Es kann der 
Abtheilung nur wünſchenswerth ſein, die möglichſt ausgedehnte Information 
zu erhalten. 

Ich bitte den Ritterſchafts-Rath, von Katte als Referent, 
einzunehmen. 

Eine Stimme (vom Platz): Es muß gewünſcht werden, daß die 
Redner ſämmtlich auf die Tribüne treten, da fie ſonſt häufig nicht verſtanden 
werden können (den Stenographen ging es ebenſo). 

Der Marſchall: Das iſt auch Regel, aber bei einzelnen Anfragen 
will ich die Herren nicht immer bemühen. 

v. Auerswald (vom Platz): Ich wollte mir zuerſt erlauben, unſeren 
Dank auszusprechen, daß es uns heute geſtattet iſt iſt, kurze Vemerkungen 
vom Platze aus zu machen. Es würde gewiß ſehr dankbar anerkannt wer⸗ 
den, wenn dieſe Vergünſtigung den Rednern verbliehe, welche vom Platze 
aus verſtanden werden können. ur 

Der Marſchall: Ich bitte den Herren Referenten, das Gutachten 

der Kommiſſton vorzuleſen. Das Gutachten wird vom Referenten verleſen. 


Gutachten 
der 
vierten Abtheilung der Kurie der drei Stände des erſten 
Vereinigten Landtags, 
betreffend 
den Antrag des Abgeordneten Hanſem ann auf Verlängerung 
der 14tägigen Friſt für Eiubringung von Petitionen. 


Der Abgeordnete für die Stadt Aachen hat in ſeiner Eingabe d. d. Ber⸗ 
lin, 13. April c. im Allgemeinen darauf angetragen: „daß eine Kommiſſton des 
Vereinigten Landtages mit dem Auftrage ernannt werden möge, die Geſchäfts⸗ 
Ordnung zu prüfen und über die darin wünſchenswerthen Abänderungen Ber 
richt zu erſtatten, reſpektive einen desfallſigen Antrag an Se. Majeſtat den 
König vorzubereiten.“ 

Dieſem allgemeinen, eine ausgedehntere Berathung erfordernden Antrage 
ift derjenige vorausgeſchickt, „daß der Vereinigte Landtag die ehrfurchtsvolle 


Antrag auf Einführung der Preßfreiheit (der fünften 


ſeinen Platz 


Bitte bei Sr. Majeſtät dem Könige ſtellen möge, daß die i ' 
Bitte b jeſtät ge, daß die im §. 26a. der 
Geſchäftsordnung feftgefegte Friſt von 14 Tagen, für Firmen von Bit⸗ 
5 105 — um fernere 14 Tage verlängert, außerdem jeder Kurie 
geſtatte oge, durch Beſchluß der Majorität ſpäter j 
Einbringung ausuapınsweife ale | 1 end 
Die gehorſamſt unterzeichnete Abtheilung, welcher die Be i 
Alta Begutachtung die⸗ 
ſes Antrages zugeſchrieben, glaubt den letzteren Theil deſſelben 1 1 
vorweg der Berathung einer hohen Kurie der drei Stände vorlegen zu müſ⸗ 
ſen, und zwar in der Frage: „Soll Sr. Majeſtät dem Könige die allerun⸗ 
er Bitte 3 b die nach $. 26 a. des Reglements feſtge⸗ 
ſetzte Iatägige Friſt zur Einbringung von Petiti ü wärti 
Landtag um 8 Tage zu verlängern?“ eee En 

Die gehorfamft unterzeichnete Abtheilung wird zu dieſer Modification 
und zuvörderſt ſtückweiſen Vorlegung des urſprünglichen Antrags aus —. — 
den Gründen geführt. 

1) Weil bei der bereits verfloſſenen Hälfte der Iatägigen Präcluſiv- Fri 
Geſahr in fernerem Verzuge liegt. 2) Weil im Aehachſten — —— 
3. Februar c. von gedachtem Zeitmaße kein Wort enthalten, ſolches vielmehr 
erſt durch das den Ständen am 12. d. M. publizirte Reglement v. 9. April 
c. bekannt wurde. 3) Weil die weitere, nach dem Antragfteller auf 14 Tage 
gewünſchte, außerdem noch auf eine ſpätere, durch Veſchluß der Majorität 
einer jeden Kurie ermöglichte Ausdehnung der Friſt, einmal mit der Aller⸗ 
höchſt vorgeſchriebenen Zeitdauer des Landtags in keinem Verhältniß zu ſtehen, 
andererſeits die zuletzt gedachte, noch größere Exſtendirung, ein integrirender 
Theil reiflicherer Erörterung und zu unterziehender Beſchlußnahmen, der ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen des Reglements überhaupt zu ſein ſcheint. 1 

Die gehorſamſt unterzeichnete Abtheilung glaubt ſich aus den angeführ⸗ 
i für die Bejahung der von ihr geſtellten Frage ausſprechen zu 
müſſen. 

Berlin, den 18. April 1847. 

. Die IV. Abtheilung der Kurie der drei Stande. 
(gez.) v. Loeben. Bornemann. v. Katte. Nethe. v. Gneiſenau. 

Giesler. Bochholz. Kirchberg. v. d. Heydt. v. Arnim. 

Fabricius. v. Poninski. Paternowski. 


Abg. Hanſemann: Herr Landtags-Marſchall! 
Der verehrten Abtheilung bin ich dafür dankbar, 
Verſammlung hat Urſache, es zu ſein, daß ſie aufs ſchleunigſte dieſe Angele⸗ 
genheit zur Berathung gebracht hat. Wie im Bericht gefagt iſt: Der Ab⸗ 
lauf der Präklufivfeift kommt heran, und es iſt alſo nöthig, daß, wenn Bit- 
ten auf Verlängerung derſelben geſtellt werden ſollten, diefes bald geſchehe. 
Ohne weiter auf das Geſchäfts⸗Reglement für heute einzugehen, wünſche 
ich nur, daß die Verſammlung ſich dahin ausſprechen möge, daß dieſe Frift 
nicht um 8, ſondern um 14 Tagr verlängert werde; ſodann, daß, anſtatt es 
hier in dem Bericht nur von Einbringung von Petitionen ſich handelt, nach 
meinem Antrage die Bitte auf Einbringung von Bitten und Beſchwerden 
ausgedehnt werden möge, ſo daß die Friſt für Alles, was die Verſammlung 
vorzubringen hat, um 14 Tage verlängert werde. Wenn Sie erwägen, daß, 
wie auch im Bericht geſagt worden iſt, wir erſt am 12. d. M. mit Eröffnung 
des Landtags die Verfügung der Geſchäfts-Ordnung erfahren haben, daß 


Hohe Verſammlung! 
und ich glaube, die ganze 


eine Präkluſtofriſt von 14 Tagen ſtattſinde; ferner, daß eine große Zahl von 


Mittheilungen ſeitens des Gouvernements gemacht find, die eine reifliche Prü- 
ſung erfordern, um ein Urtheil darüber abzugeben, ein Urtheil, worauf man 
Anträge und Petitionen begründen könnte; wenn Sie endlich erwägen, daß 
ein großer Theil der Verſammlung, zu dem auch ich gehöre, erſt vorgeſtern 

die ſämmtlichen Mittheilungen des Gouvernements zugefandt erhalten haben, 


ſo ſcheint mir die Verlängerung von 14 Tagen durchaus nicht zu viel. Mein 


Antrag geht alſo ſchließlich dahin, die Verſammlung möge die Bitte an Se. 
Majeſtät den König ſtellen, die Präkluſivfriſt um 14 Tage zu verlängern, 
und zwar zur Einbringung von Bitten und Beſchwerden. 

Abg. Naumann (vom Platz): Ich möchte fragen, ob die Kommif- 
ſion ſich die Frage geſtellt habe, warum überhaupt eine Friſt für Einbrin⸗ 
gung von Bitten und Beſchwerden geſtellt werde, Ich ſehe keinen Grund da⸗ 
für ein. Ich bin der Meinung, daß es während der ganzen Zeit des Ver⸗ 
einigten Landtages frei ſtehen müſſe, Bitten und Beſchwerden einzubringen. 

Referent v. Katte: Die Frage iſt ganz einfach zu beantworten. Weil 
das Geſchäfts-Reglement überhaupt einer näheren Erörterung unterworfen 
1 ve „ und daher diefer §. 26 nicht füglich zuerſt zur Verathung kom⸗ 

onnte. * 

Abg. Naumann (vom Platz): Ich verſtehe dies alſo ſo, paß t die 

Kommiſſton dieſen Punkt nochmals in Erwägung ziehen wird. 
a ve app v. Katte: Allerdings. 

Abg. Naumann (vom Platz): Dann beruhige ich mich. 3 
Eine Stimme (vom as): Jede Verlängerung dieſer Friſt ver- 
längert auch unſeren Aufenthalt in Berlin. Ich bitte Sie, meine Herren, 
an die traurigen Verhältniſſe, wie wir ſie zu Hauſe zurüdgelaffen haben, 
und die unſere Gegenwart dringend nothwendig machen, zu denken. Wie 
viel Beamte, Landräthe, Bürgermeiſter, Magiſtratsperſonen, die jetzt in der 
berrſchenden Noth zu Haufe von der größten Nothwendigkeit find, werden 
durch die Verlängerung der Präkluſtpfriſt, welche auch eine Menge von Pe⸗ 
titionen, die vielleicht nicht fo nöthig ſind, hervorrufen wird, abgehalten, ihre 
Wirkſamkeit zu Hauſe zu äußern. Sollten im Verlauf der Verhandlungen 
ſich Petitionen als nöthig herausſtellen, die in unmittelbarem Bezug auf die 
Königlichen Propoſitionen ſtehen: fo würde damit eine Ausnahme zu machen 
ſein, wie dies auch bei den Provinztal⸗Landtagen geſchieht. Ich erkläre mich 
übrigens gegen jede Verlängerung der Präkluſtvpfriſt. 


(Schluß folgt.) 


